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Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine ist allgegenwärtig: in den Medien
und  im  Alltag.  Man  sieht  vor  allem  Bilder  von  kämpfenden  Männern,
geflüchteten Frauen oder von Daheimgebliebenen in zerstörten Häusern. Das
erfasst die Lebensrealität und die Lage der Frauen in der Ukraine nur zum
Teil.  Denn  obwohl  unter  anderem  aufgrund  des  Kriegsrechtes,  welches
ukrainischen Männern zwischen 18 und 60 die Ausreise verbietet, ein sehr
großer Teil der Menschen, die Westeuropa erreichen, Frauen sind, wird die
Frage, wie es eigentlich um ihre Situation in diesem Konflikt und der Ukraine
generell steht, verhältnismäßig wenig gestellt.

Um deren Lage – wie die Situation in der Ukraine – selbst zu verstehen, ist es
jedoch auch erforderlich,  kurz auf die nationale Unterdrückung seit  dem
Zarismus einzugehen.

Wir halten dies allerdings für dringend notwendig, weil bei aller berechtigten
und notwendigen Kritik am ukrainischen Nationalismus Ingoranz gegenüber
der  nationalen  Frage  in  der  Ukraine  vorherrscht  –  nicht  nur  in  der
bürgerlichen  Öffentlichkeit  oder  bei  unverbesserlichen  Putinist:innen,
sondern  auch  in  weiten  Teilen  der  „radikalen“  Linken.

Dies ist umso wichtiger, weil der reaktionäre und barbarisch geführte Krieg
Russlands  nicht  nur  abertausenden ukrainischen Zivilist:innen das  Leben
gekostet,  hunderttausende  obdachlos  gemacht  und  verarmt,  sondern
Millionen – vor allem Frauen – zur Flucht gezwungen hat. Er hat auch einem
reaktionären  und  historisch  eher  schwachbrüstigen  bürgerlichen
Nationalismus massiven Zulauf verschafft. Und es ist klar, dass dieser ohne
Lösung der ukrainischen nationalen Frage nicht entkräftet werden kann.
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Genau  darin,  in  der  Anerkennung  der  Bedeutung  der  nationalen
Unterdrückung  als  einer  Schlüsselfrage  in  der  Ukraine  bestand  die
historische Errungenschaft Lenins – eine Errungenschaft, die allerdings auch
schon zu seinen Lebzeiten in der Bolschewistischen Partei umstritten war.
Unter dem Stalinismus wurde letztlich die nationale Unterdrückung nur in
anderer Form reproduziert.

Ukraine und ihre nationale Unterdrückung
Im 19. Jahrhundert, in der Phase der Herausbildung der Nation, waren die
Ukrainer:innen in ihrer großen Mehrheit Bewohner:innen des zaristischen
Russland,  Gefangene  eines  Völkergefängnisses  (ein  bedeutender  Teil  der
Westukraine gehörte zur Habsburger Monarchie).

Die  Existenz der  ukrainischen Nation wurde vom Zarismus bestritten,  ja
bekämpft. Sie wurden ganz im Sinne des großrussischen Chauvinismus als
„Kleinruss:innen“  bezeichnet.  Im  Zuge  der  Russifizierungspolitik  wurden
ukrainische Literatur und Zeitungen ab 1870 verboten, um so diese Kultur
zwangsweise zu assimilieren.  Die Revolution von 1905 erzwang zwar die
Aufhebung dieser Gesetze bis 1914, aber im Ersten Weltkrieg wurde das
Verbot der ukrainischen Sprache wieder eingeführt. Erst die Revolution 1917
hob diese wieder auf.

Die entstehende ukrainische Nation setzte sich in ihrer übergroßen Mehrheit
aus Bauern/Bäuerinnen zusammen, die eine gemeinsame Sprache und auch
ein  Nationalbewusstsein  pflegten.  Die  herrschenden  Klasse  und  die
kleinbürgerlichen städtischen Schichten setzten sich aber vorwiegend aus
Nichtukrainer:innen zusammen – westlich des Dnepr waren es vor allem
polnische Grundbesitzer:innen, östlich des Dnepr russische. Die städtischen
Händler:innen waren vor allem Juden/Jüdinnen.

Die Industrialisierung der Ukraine setzte Ende des 19. Jahrhunderts mit der
Erschließung des Donbass (Donezbeckens) ein.  Die Arbeiter:innen in den
Bergwerken  wie  auch  die  Kapitalist:innen  waren  zum  größten  Teil
großrussische  Migrant:innen.



Ende  des  19.  Jahrhunderts  sah  die  nationale  Zusammensetzung  der
ukrainischen Gouvernements im zaristischen Reich wie folgt aus:  76,4 %
Ukrainer:innen,  10,5  %  Großruss:innen,  7,5  %  Juden/Jüdinnen,  2,2  %
Deutsche, 1,3 % Pol:innen und 2,1 % andere. Auf dem Land bildeten die
Ukrainer:innen mit  82,9 % die  überwältigende Mehrheit,  in  den Städten
machten sie aber lediglich 32,2 % der Bevölkerung aus.

Die  nationale  Frage  in  der  Ukraine  war  also  eng  mit  der  Agrarfrage
verbunden  und  nahm  auch  die  Form  eines  Stadt-Land-Gegensatzes  an.
Zweitens war und wurde die Ukraine im Krieg auch Kampfplatz zwischen
Großmächten, die ihre wirtschaftliche und geostrategische Konkurrenz auf
ihrem Gebiet austrugen.

Ukrainischer Nationalismus
Der ukrainische bürgerliche Nationalismus entwickelte sich erst spät, in der
zweiten Hälfte in den Städten des zaristischen Russland oder im Habsburger
Reich, wo die ukrainische Kultur und Sprache weniger extrem unterdrückt
wurden. Von Beginn an stützte er sich auf eine relativ schwache ukrainische
Bourgeoisie und Intelligenz. Im zaristischen Russland war er außerdem von
Beginn an – auch aufgrund der Rolle der orthodoxen Kirche und einer Teile-
und-herrsche-Politik  des  Zarismus  –  stark  antipolnisch  und  auch
antisemitisch geprägt. Zugleich offenbarte er schon früh eine Bereitschaft,
sich  politisch  verschiedenen  Mächten  unterordnen,  was  sich  im  Ersten
Weltkrieg, im Bürger:innenkrieg und in extremster Form in der Kollaboration
ukrainischer  Nationalist:innen  (insb.  von  Banderas  OUN;  Organisation
Ukrainischer  Nationalist:innen)  mit  den  Nazis  ausdrückte.

Es wäre aber falsch, ihn als rein reaktionäre Strömung zu betrachten. Neben
einem  von  Beginn  an  überaus  zweifelhaften  bürgerlichen  Nationalismus
bildeten sich auch linkere, oft sozialrevolutionäre, populistische Strömungen
heraus,  die eine reale Basis unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft  besaßen
(darunter  auch  Sozialrevolutionär:innen,  später  auch  halbanarchistische
Strömungen,  deren  bekannteste  die  Machnobewegung  war).  Die
fortschrittlichste  Kraft  stellten  sicher  die  Borot’bist:innen  dar  (linke
Nationalist:innen, die sich dem Kommunismus zuwandten und schließlich mit



der KP der Ukraine verschmolzen; Borot’ba = dt.: Kampf).

Arbeiter:innenbewegung und Bolschewismus
Die  Arbeiter:innenbewegung  konnte  vor  der  Oktoberrevolution  in  der
ukrainischen Bevölkerung – das heißt unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft –
faktisch keinen Fuß fassen (und sie hat das auch kaum versucht). Nach der
Revolution  trat  Lenin  –  auch  gegen  massive  Widerstände  unter  den
Bolschewiki – entschieden für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine ein
(einschließlich  des  Rechts  auf  Eigenstaatlichkeit).  Zweifellos  stellte  dies
einen  Schlüssel  für  die  Normalisierung  des  Verhältnisses  zur  Bauern-
/Bäuerinnenschaft  zu  Beginn der  1920er  Jahre  dar.  Die  bolschewistische
Politik in der Ukraine und im Bürgerkrieg war jedoch schon in dieser Periode
keineswegs  frei  von  großrussisch-chauvinistischen  Zügen,  die  jedoch
innerparteilich  vor  allem  von  Lenin  bekämpft  wurden.

Dass  die  Bolschewiki  schließlich  die  Ukraine  gegen  verschiedene
konterrevolutionäre und imperialistische Kräfte gewinnen konnten, lag, wie
E. H. Carr in „The Bolshevik Revolution“ treffend zusammenfasst,  daran,
dass sie den Bauern/Bäuerinnen als das „kleinste Übel“ verglichen mit den
Regimen aller anderen Kräfte erschienen, die ihr Land ausgeblutet hatten.

In jedem Fall versuchten die Bolschewiki teilweise schon während, vor allem
aber  nach  dem  Bürger:innenkrieg,  das  Verhältnis  zur  ukrainischen
Bevölkerung zu verbessern und sie so praktisch  davon zu überzeugen, dass
sie deren nationale Selbstbestimmung anerkannten und den großrussischen
Chauvinismus nicht in einer „roten“ Spielart reproduzieren wollten.

Dazu sollten vor allem zwei Mittel dienen:

a) Die Korenisazija (dt.: Einwurzelung), eine Politik, die darauf abzielte, die
Kultur und Sprache der unterdrückten Nationen, ihren Zusammenschluss in
eigenen Republiken oder autonomen Gebieten zu fördern und Angehörige
der unterdrückten Nationen entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung
in den Staatsapparat und die Partei zu integrieren. Außerdem sollte so auch
die  Herausbildung  oder  Vergrößerung  des  Proletariats  unter  den



unterdrückten  Nationen  gefördert  werden.

b) Die Neue Ökonomische Politik (NEP). Dieser zeitweilige Rückzug auf dem
Gebiet der ökonomischen Transformation auf dem Land sollte einerseits die
Versorgung der  Städte  bessern und die  Produktivität  der  Landwirtschaft
steigern, andererseits aber auch das Bündnis der Arbeiter:innenklasse mit
der Bauern-/Bäuerinnenschaft stabilisieren, das im Bürger:innenkrieg durch
das System der Zwangsrequirierung landwirtschaftlicher Produkte und Not
im Dorf extrem angespannt war.

Zwangskollektivierung  und  großrussischer
Nationalismus der Bürokratie
Der entstehenden und schließlich siegreichen Bürokratie Stalins waren jede
reale Autonomie und Selbstbestimmung der Nationen in der Sowjetunion ein
Dorn  im  Auge.  Die  Politik  der  Zwangskollektivierung,  selbst  eine
bürokratisch-administrative  Reaktion  auf  ihre  vorhergegangenen  Fehler,
kostete Millionen Bauern/Bäuerinnen in der Sowjetunion das Leben. In der
Ukraine nahm diese Politik besonders brutale Formen an. Hilfslieferungen an
die  hungernden  und  verhungernden  Landbewohner:innen  wurden
verweigert,  Flüchtenden  wurde  das  Verlassen  der  Ukraine  verwehrt.

Damit sollten auch die Reste ukrainischen Widerstandes gebrochen werden.
Die Politik der Zwangskollektivierung wird von einer im Kern großrussisch-
chauvinistischen Kampagne gegen den „ukrainischen Nationalismus“ und mit
der Abschaffung der Korenisazija verbunden.

Der barbarische Hungertod von Millionen Ukrainer:innen erklärt auch die
Entfremdung  der  Massen  vom  Sowjetregime  und  warum  ein  extrem
reaktionärer Nationalismus unter diesen in den 1930er Jahren Fuß fassen
konnte. Ohne eine schonungslose revolutionären Kritik, ohne einen klaren
politischen und programmatischen Bruch mit dem Stalinismus und ohne ein
Anknüpfen am revolutionären Erbe der Lenin’schen Politik wird es unmöglich
sein, die ukrainischen Massen vom ukrainischen Nationalismus zu brechen.



Frauenpolitik und Stalinismus
Der reaktionäre Charakter der Politik des Stalinismus zeigte sich in den
1930er Jahren auf allen Ebenen, insbesondere auch bei der Einschränkung
des  Selbstbestimmungsrechts.  Mit  dem  Sieg  der  Bürokratie  wird  die
„sozialistische Familie“ zum Leitbild ihrer Frauenpolitik. In der Sowjetunion
(und auch in der Ukraine) wird eine Hausfrauenbewegung gefördert. Auch
die  werktätige  Frau ist  zugleich  und vor  allem glückliche  Hausfrau und
Mutter.

Mit der Industrialisierung, aber auch im Zweiten Weltkrieg werden Frauen
zu  Millionen  in  die  Produktion  eingezogen,  zu  Arbeiterinnen.  Zugleich
werden während des Krieges reaktionäre Geschlechterrollen zementiert und
verstärkt.  So  wird  die  Koedukation  von  Jungen  und  Mädchen  in  der
Sowjetunion  1943  abgeschafft,  Scheidungen  werden  fast  unmöglich  und
unehelich Geborene werden rechtlich schlechter gestellt.

Obwohl Frauen einen relativ hohen Anteil in einzelnen Abteilungen der Roten
Armee stellten,  tauchen sie  in  der  offiziellen  Darstellung kaum auf.  Der
Faschismus  wird,  offiziellen  Darstellungen  zufolge,  von  den  männlichen
Helden vertrieben und geschlagen,  denen die  Frauen in  der  Heimat,  im
Betrieb und in der Hausarbeit den Rücken frei halten.

Im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  wird  das  reaktionäre
Frauenbild weiter  ideologisch aufrechterhalten.  Trotz  einer weitgehenden
Einbeziehung  der  Frauen  in  die  Arbeitswelt  wurde  die  Mutterschaft  als
Hauptaufgabe der Frau betont, gesellschaftlich gefördert und belohnt. So
wurden Prämien und Orden für Mütter, die 5 oder mehr Kinder zur Welt
brachten, eingeführt. Alleinlebende oder auch kleinere Familien wurden zur
Zahlung eine Spezialsteuer verdonnert.

Nach Stalins Tod tritt unter Chruschtschow eine gewisse Liberalisierung ein.
So wird die Abtreibung wieder legalisiert.  Darüber hinaus gibt  es einige
Verbesserungen für die Frauen.

Diese zeigen sich vor allem auf dem Gebiet der Bildung. So steigt der Anteil
der Absolventinnen von Fachhochschulen bis in die 1970er Jahre auf rund



50 % – ein Anteil,  der zu diesem Zeitpunkt von keinem westlichen Staat
erreicht wurde. Außerdem wurden eine Reihe von staatlichen Einrichtungen
auf dem Gebiet der Kinderbetreuung oder auch ein flächendeckendes System
leicht zugänglicher (wenn auch oft  nicht besonders guter) Kantinen oder
Speisehallen geschaffen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die Unterdrückung der Frau
bleiben jedoch bestehen. Frauen leisten weiter den größten Teil der privaten
Hausarbeit. Im Berufsleben waren sie bis auf weniger Ausnahmen weiter auf
typische  „Frauenberufe“  oder  schlechter  bezahlte  Tätigkeiten
(Bildungswesen,  Gesundheit,  Ärzt:innen,  Putz-  und Hilfspersonal,  Handel,
Nahrungsmittelindustrie,  Textil,  auch  generell  Fließbandarbeiter:innen)
konzentriert. Der Zutritt zu vielen von insgesamt über 450 „Männerberufen“
wurde ihnen verwehrt (darunter z. B. Lokführerin oder Fahrerin von großen
LKWs). Der Durchschnittslohn lag in den 1970er und 1980er Jahren immer
noch bei nur 65 – 75 % der Männer.

Restauration des Kapitalismus
Die Krise der Sowjetwirtschaft in den 1980er Jahren und die schockartige
Restauration des Kapitalismus trafen die Arbeiter:innenklasse, vor allem aber
die proletarischen Frauen mit extremer Härte auf mehreren Ebenen:

a) Massive Entlassungen und Schließungen treffen vor allem Frauen in den
schlechter  bezahlten  Tätigkeiten,  insbesondere  wenn  ganze  Industrien
bankrott  gehen.

b) Die Verschuldung und Währungskrisen führen zu massiven Kürzungen im
öffentlichen  Sektor  (Privatisierungen  und  Schließungen)  und  daher  auch
Massenentlassungen in Bereichen wie Gesundheit oder Bildung.

c) Zugleich werden soziale Leistungen massiv gekürzt, Kitas und Kantinen
geschlossen  (insbes.  die  betrieblichen).  Die  Preise  steigen  massiv  für
Wohnungen  und  Lebensmittel.

d)  Zugleich  werden  ein  reaktionäres  Frauenbild  und  reaktionäre
Geschlechterrollen ideologisch verfestigt und „neu“ eingekleidet. Sexismus,



reaktionäre  Familienideologie  und  Homophobie  müssen  nicht  erfunden
werden, sondern greifen Elemente des Stalinismus auf und kombinieren sie
mit tradierten bürgerlichen Vorstellungen.

e) Der Anteil an Frauen unter den Beschäftigten sinkt in der Ukraine (wie
überhaupt die Beschäftigung sinkt).  Zugleich werden mehr Frauen in die
Prostitution gezwungen oder verschleppt – sei es aus ökonomischer Not, sei
es direkt gewaltsam in illegalen Frauenhandel.

Mit dem Zusammenbruch der ehemaligen Sowjetstaaten und der Entstehung
der  Ukraine  als  unabhängiger  Staat  veränderte  sich  also  auch  das
gesellschaftliche Gefüge. Eine Spaltung der Gesellschaft verlief zwischen der
prorussischer und proeuropäischer Seite. Die alten KP-Strukturen wurden
durch neue ersetzt. Ebenso wie in anderen ehemaligen sowjetischen Staaten
setzten sich Oligarch:innen, vor allem Männer, an die Macht und blieben an
ihr kleben. Bezeichnend ist, dass es bis heute keine Präsidentin gab und auch
nur  eine  weibliche  Premierministerin,  Julija  Tymoschenko  (2005;  2007  –
2010).  Die  sog.  orangene  Revolution  von  2004  –  2005,  die  auch  mit
Generalstreiks einherging, verhalf ihr an die Macht. Allerdings kann sie nicht
als  eine  progressive  Führungsfigur  eingeschätzt  werden,  die  sich  an die
Spitze einer Bewegung für mehr weibliche Partizipation hätte setzen können.
Auch die Maidanbewegung 2013/14 vermochte es nicht, den Einfluss von
Frauen großartig zu steigern.

Was sie allerdings geschafft hat, ist, die Annäherung an den Westen weiter
voranzutreiben. Dies umfasst Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Einerseits
wäre da die Annäherung an die EU, welche zwar Privatisierungen, massive
Militärausgaben, Sozialkürzungen und viele weitere Angriffe, welche auch
Frauen treffen, zur Folge hatte, aber eben als Nebeneffekt auch politische
Reformen voranbrachte, welche aufgrund ihrer Stoßrichtung zur „liberalen“
bürgerlichen  Demokratie  bessere  Bedingungen  für  einen  Kampf  zur
Frauenbefreiung schaffen. So wurde beispielsweise eine Frauenquote von
30 % bei lokalen Wahlen beschlossen, welche nicht umgesetzt wird, aber
trotzdem eine Verbesserung darstellt.  Auch die Reformen im Bereich von
Justiz und Strafverfolgung sowie Korruptionsbekämpfung kommen vor allem
Frauen zugute, da diese am wenigsten von den „Vorteilen“ profitieren und



am meisten unter den Nachteilen leiden. Parallel dazu begann 2014 auch ein
faktischer  Bürger:innenkrieg  in  der  Ukraine,  der  zur  Gründung  der
Donbassrepubliken  und  zur  Annexion  der  Krim  durch  Russland  führte.

In  der  Zwischenzeit  ist  die  starke  Abhängigkeit  des  ukrainischen
Staatshaushaltes vom Westen noch gestiegen. Zusammen mit den bereits
vorher  stattgefundenen  Maßnahmen  an  Sozialkürzungen  und
Privatisierungen  führte  dies  dazu,  dass  noch  mehr  Menschen  in  Armut
stürzen (rund 50 % der Bevölkerung). Die Arbeitslosigkeit liegt aktuell bei
knapp  einem  Drittel  und  es  ist  über  den  weiteren  Winter  mit  vielen
Stromausfällen und Heizungsengpässen zu rechnen, da knapp zwei Drittel
der  Energieinfrastruktur  zerstört  sind.  All  das  trifft  Frauen,  die  in  der
Ukraine  knapp  10  %  weniger  Beschäftigungsanteil  haben  als  Männer,
stärker.  Die  Abhängigkeit  von  der  bürgerlichen  Familie  fällt  besonders
schwer  ins  Gewicht,  wenn  der  Alleinverdiener  stirbt  und  die  nun
Alleinerziehende weniger Aussichten hat, einen Job zu bekommen, in dem sie
dann auch noch geringer bezahlt wird.

Die Ukraine: nicht nur blau und gelb, sondern
auch „rein weiß“?
Die  heutige  Ukraine  ist  auch  ein  Vielvölkerstaat  mit  diversen  Ethnien,
Sprachen und Religionen. Neben Ukrainer:innen und Russ:innen umfasst sie
mehr als 130 ethnische Gruppen und viele Minderheitensprachgruppen, von
denen die größte Gruppe Roma/Romnja sind. Etwa 400.000 leben im Land.
Dies ist wichtig zu wissen, da sie nur selten erwähnt werden und historisch
überall,  wo  sie  sich  aufhielten,  diskriminiert  und  schlimmstenfalls
systematisch verfolgt wurden. In den letzten 10 Jahren gab es in der Ukraine
mehrere  Pogrome  gegen  Sinti/Sintizze  und  Roma/Romnja  bei  denen
Menschen getötet und vertrieben wurden. Besonders rechtsextreme Gruppen
hatten es auf sie abgesehen, aber vom Staat gestützt wurden sie dennoch
nicht. Auch auf der Flucht sind sie dem Antiziganismus in Osteuropa sowie in
Ländern wie Deutschland ausgesetzt. Zum Teil wurden sie an der Ausreise
gehindert  und  es  gab  sogar  Bilder  von  massakrierten  sowie  zur  Schau
gestellten Personen. Schafften sie es doch bis nach Deutschland, so war es



für  sie  schwierig,  staatliche  Hilfe  zu  erlangen.  Einerseits  weil  es  ein
generelles rassistisch motiviertes Misstrauen gegenüber Sinti/Sintizze und
Roma/Romnja  gibt,  andererseits  besitzen  viele  keine  Pässe  und  konnten
daher ihre Ansprüche nicht beweisen.

Eine weitere Gruppe, die zeigt, dass die Ukraine nicht so weiß ist, wie auch
in den deutschen Medien gerne suggeriert, ist die Gruppe der Migrant:innen
aus  aller  Herren  Länder,  die  zum  Arbeiten  oder  Studieren  ins  Land
gekommen  waren.  Auch  die  Ukraine  ist  und  war  eine  heterogene
Gesellschaft. Dies wirkt sich auch auf die Lage der Frau sehr unterschiedlich
aus – ein starkes Stadt-Land- wie auch Ost-Westgefälle sind hier zu sehen. Zu
oft  vergessen  wird  allerdings,  dass  auch  die  Gesellschaft  ethnisch  und
sprachlich vielfältiger ist, als es häufig dargestellt wird, weswegen neben
sexistischer Diskriminierung und auf Geschlecht basierender Vulnerabilität
noch rassistische Diskriminierung hinzukommt. Egal ob noch im Land selbst
oder  auf  der  Flucht,  befinden  sich  diese  Personen  noch  mal  in  einer
besonders prekären Situation.

Der Einmarsch des russischen Imperialismus hat die Lage der Frauen und
der Minderheiten noch einmal  dramatisch verschlechtert.  In der Ukraine
überzieht  der  russische  Imperialismus  das  Land  mit  einem reaktionären
Eroberungskrieg.  Zugleich  findet  der  Kampf  zwischen  dem  russischen
Imperialismus und den westlichen Mächten statt, nimmt der Krieg wichtige
Aspekte eines Stellervertreter:innenkrieges an.

Nichtsdestotrotz haben die Ukrainer:innen natürlich das Recht, sich gegen
die Invasion zur Wehr zu setzen, sich selbst zu verteidigen. Die historische
Entwicklung und der Krieg zeigen jedoch auch, wie untrennbar der Kampf
um  Selbstbestimmung,  gegen  die  Unterdrückung  der  Frauen  und
Minderheiten mit dem gegen westliches Großkapital,  russische Oligarchie
und die „eigene“ herrschende Klasse verbunden ist.



Antikriegsbewegung in Russland
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein Jahr seit Beginn des Angriffskrieges – und das Regime Putins scheint
nicht zu bröckeln, ja nicht mal kleine Risse zu bekommen. Doch die Fassade
täuscht, denn der Druck, den Krieg gewinnen zu müssen, wächst stetig für
die russische Regierung. Zwar wurde am Jahresanfang seitens Putins, aber
auch der internationalen Gemeinschaft festgestellt, dass die Sanktionen die
Nation nicht so stark treffen, wie es sich manch eine/r erhofft hat.

Dennoch ist das Loch im russischen Haushalt nicht besonders klein. Russland
verkauft bereits Devisen im Wert von 8,9 Milliarden Rubel (gut 112 Millionen
Euro)  pro  Tag,  um  das  Defizit  zu  decken.  Auch  Goldreserven  werden
veräußert. Die Zentralbank hat zuletzt davor gewarnt, dass ein hohes Defizit
die  Inflation  anheizen  könnte.  Sie  wäre  dadurch  zu  Zinserhöhungen
gezwungen, die wiederum die Konjunktur belasten würden. Es kann also
nicht  ewig  so  bleiben.  Doch  wie  kann  der  Krieg  beendet  werden?  Und
welchen Widerstand gibt es überhaupt?

Ein grober Überblick
Die Kritiker:innen des Krieges kommen aus allen politischen Spektren in
Russland,  denn  nur  die  wenigsten  profitieren  von  der  sogenannten
„Spezialoperation“. So gab es unmittelbar nach dem Einmarsch Petitionen
und Positionierungen von bekannten Personen der russischen Öffentlichkeit
gegen den Krieg. Aber auch aus der breiteren Bevölkerung kamen offene
Briefe wie beispielsweise einer aus der IT-Branche, der von rund 30.000
Beschäftigten unterzeichnet wurde.

Es  folgten  Aktionen  von  Künstler:innen  wie  des  Kollektivs  Nevoina  aus
Samara oder die anonyme Bewegung „Krankschreibung gegen den Krieg“.
Die größten koordinierten Aktivitäten stellten die Aktionstage am 6. und 13.
März 2022 sowie im September dar. Trotz dieser Unternehmungen ist es
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jedoch bisher nicht gelungen, eine breite Antikriegsbewegung aufzubauen.
Die Gründe dafür sind zahlreich.

Die  Aktivist:innen  selber  erleiden  seit  dem ersten  Tag  des  Krieges  eine
massive Repression seitens des russischen Staates. Das Versammlungsrecht
war bereits vor dem Krieg drastisch eingeschränkt worden. Neben massiver
Polizeigewalt  gab  es  bis  zum  13.  März  14.000  Festnahmen.  Diese
Ordnungsverwahrungen endeten zwar häufig nach 10 – 15 Tagen, jedoch
wurde  auch  vereinzelt  von  Fällen  berichtet,  bei  denen  Festgenommene
gefoltert wurden. Das Ziel seitens des russischen Staatsapparates war von
Beginn an, die Proteste im Keim zu ersticken.

So  gab  es  für  das  gesamte  Jahr  2022  laut  OVD-Info  mehr  als  21.000
Festnahmen  sowie  mindestens  370  Angeklagte  in  Strafverfahren  wegen
Antikriegsäußerungen  und  -reden.  Mehr  als  200.000  Internetressourcen
wurden  gesperrt  und  11  Urteile  wegen  Staatsverrats  verhängt.  Darüber
hinaus  haben  Behörden  bestätigt,  dass  bisher  141  Personen  wegen
Teilnahme an Antikriegsprotesten mittels Gesichtserkennungssystemen (z. B.
in der Moskauer U-Bahn) ermittelt wurden.

Chronik der Repression
Mit  der  massiven  Repression  hatte  das  Putinregime  bisher  Erfolg.  Die
Proteste  wurden  klein  gehalten,  große  Teile  der  Bevölkerung
eingeschüchtert und wichtige Aktivist:innen für den Widerstand haben mit
Repression zu kämpfen oder mussten fliehen. Die Oppositionsgruppen haben
in dieser Situation Aufrufe zu öffentlichen Kundgebungen eingestellt, weil sie
beim aktuellen Kräfteverhältnis nur zum Verheizen der Aktivist:innen führen
würden.

Weitere Gründe für diese Schwäche

Doch  nicht  nur  die  Repression  alleine  erschwert  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung. Hinzu kommen zwei weitere Gründe, die wir nur kurz
anreißen können:

a) Fehlende Programmatik und Klarheit



Die eher autonom geprägte Gruppe „Alt-Left“ ging in ihrer Auswertung des
Aktionstags am 13. März 2022 davon aus, dass die Führung der Bewegung
eine liberale Prägung habe und es in der Bevölkerung eine mehrheitliche
Unterstützung  für  die  „Spezialoperation“  und  eine  starke  Zunahme  des
Nationalismus  gebe.  Das  ist  natürlich  ein  Ergebnis  von  Putins
Propagandahoheit, aber auch der Tiefe der historischen Niederlage, die mit
der Restauration des Kapitalismus einherging, und einer Linken, die an sich
selbst  den  Zusammenbruch  des  Stalinismus  erfuhr  und  sich  und  die
Arbeiter:innenklasse bisher nicht so reorganisieren konnte, dass sie einen
alternativen gesellschaftlichen Pol gegen Putin darstellen. Teile der „linken“
Kräfte  –  insbesondere  die  Spitzen  der  KPR  und  der  offiziellen
Gewerkschaften –  unterstützen Putins  Krieg.  Andere nehmen keine klare
Position  ein,  erkennen  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukraine
grundsätzlich nicht an oder betrachten Russland nicht als imperialistische
Kraft. All das hat verhindert, dass sich ein klarer antikapitalistischer und
antiimperialistischer Pol in der Bewegung bildete.

b) Mangelnde Verankerung

Weiterhin  fehlt  eine  Verankerung  der  radikalen,  gegen  das  Regime
gerichteten  Linken  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.  Letztere  ist
massenhaft  vor  allem  in  der  staatstragenden  Gewerkschaftsföderation
organisiert und durch diese kontrolliert. Die aktuellen Proteste können sich
somit richtigerweise gegen den Krieg Russlands richten, aber darüber hinaus
können  sie  in  ihrem aktuellen  Ausmaß  nur  die  Keimform  einer  breiten
Antikriegsbewegung darstellen. Davon, den Krieg stoppen zu können, sind
sie weit entfernt. Die Linke ist marginalisiert, die Arbeiter:innenklasse tritt
nicht als eigenständige Kraft auf.

Rolle von Frauen
Doch  nicht  alles  ist  aussichtslos.  Von  Anfang  an  bildeten  Frauen  eine
treibende  Kraft  der  Antikriegsbewegung.  OVD-Info  verzeichnete,  dass
zwischen  dem  24.  Februar  und  12.  Dezember  mindestens  8.500
Administrativverhaftungen  von  Frauen  wegen  Äußerungen  von
Antikriegspositionen in verschiedenen Formen stattfanden, was etwa 45 %



aller bekannten Inhaftierten entspricht.

In den letzten Jahren ist der Anteil der bei Kundgebungen festgenommenen
Frauen deutlich gestiegen: 2021 betrug er bei solchen zur Unterstützung von
Alexei  Nawalny  25  –  31  %  und  2022  dort  nach  Ankündigung  der
Mobilisierung am 21. und 24. September 51 % bzw. 71 %. Der Autor und
Herausgeber  Ewgeniy  Kasakow  kommt  im  Buch  „Spezialoperation  und
Frieden – Die russische Linke gegen den Krieg“ zur Schlussfolgerung, dass
das feministische Spektrum das bestorganisierte in der aktuellen Situation
sei.  Das liegt seiner Einschätzung nach daran, dass es im Gegensatz zur
restlichen Linken am wenigsten gespalten in der Frage der Ukraine gewesen
sei.  Zum  anderen  schaffte  es  am  schnellsten,  „horizontale  Strukturen“
auszubilden,  und  war  somit  in  der  Lage,  zu  unterschiedlichen  Fragen
Agitationsmaterialien  zu  erstellen  und  Solidaritätskampagnen  zu
organisieren. Die größte nachvollziehbare Kraft stellt dabei das Netzwerk
Feministischer Antikriegswiderstand dar, das aktuell auch die stärkste im
Kampf gegen Krieg auszumachen scheint.

Das Feministische Antikriegswiderstand (FAS)
So gab es am 8. März 2022 in über 90 Städten stille Proteste, bei denen
Blumen  vor  Denkmäler  gelegt  wurden  wie  beispielsweise  einem
Wandgemälde in der Kiewer U-Bahnstation in Moskau, das für die russisch-
ukrainische  Freundschaft  steht.  Was  sich  nach  einer  Kleinigkeit  anhört,
führte jedoch allein in Moskau zur Verhaftung von 90 Personen und zeigt,
wie gering der Spielraum für Proteste ist.

Um so positiver ist es, die Aktivitäten der FAS über die letzten Monate zu
verfolgen: Neben der Sammlung von Spenden für ukrainische Geflüchtete,
der Unterstützung von nach Russland Abgeschobenen hat sie mehr als 10
Ausgaben  der  Printzeitung  Zhenskaya  Pravda  (Frauenwahrheit)
herausgegeben, mit der sie vom Staat unabhängige Informationen über den
Krieg gewährleistet.

Ebenso finden sich Artikel  wieder,  die  thematisieren,  wie Söhne vor der
Armee geschützt werden können oder sich der Krieg auf das Familienbudget



und  die  Wirtschaft  Russlands  auswirkt.  Auf  Teletype  veröffentlicht  sie
regelmäßig  Zwischenberichte  ihrer  Arbeit  sowie  Reden  von  einzelnen
Koordinator:innen des Netzwerks. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag
in  der  Agitation  gegen  den  Krieg  und  beweist  flexibles  Nutzen  von
Onlineaktivismus  und  illegaler  Arbeit,  die  nicht  nur  auf  Onlinemedien
basieren  kann.

Positionen
Klar  sollte  sein,  dass  das  Netzwerk  keine  total  homogene  Struktur
verkörpert, die auf Basis eines tiefer gehendenen einheitlichen Programms
agiert. Es dient als Sammelbecken für linke wie auch liberale Aktivist:innen
in  Russland  und  international,  die  auch  unterschiedliche  Einschätzungen
bezüglich des Charakters Russlands im Weltgefüge vertreten. Dennoch hat
es am 25. Februar ein Manifest veröffentlicht, das mittlerweile in über 20
Sprachen verfügbar ist. Dort bezieht es klar Stellung zum Krieg und schreibt:
„Russland hat seinem Nachbarn den Krieg erklärt. Es hat der Ukraine weder
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  noch  irgendeine  Hoffnung  auf  ein
friedliches Leben zugestanden. Wir erklären – und das nicht zum ersten Mal
–, dass der Krieg in den letzten acht Jahren auf Initiative der russischen
Regierung geführt wurde. Der Krieg im Donbas ist eine Folge der illegalen
Annexion der Krim. Wir glauben, dass Russland und sein Präsident sich nicht
um das  Schicksal  der  Menschen  in  Luhansk  und  Donezk  kümmern  und
gekümmert  haben und dass  die  Anerkennung der  Republiken  nach  acht
Jahren  nur  ein  Vorwand  für  den  Einmarsch  in  die  Ukraine  unter  dem
Deckmantel der Befreiung war.“

Angesichts des russischen Angriffskrieges ist die klare Positionierung der
FAS essentiell und unterstützenswert. Im Späteren wurde ergänzt, wem die
FAS hilft, wie Unterstützung aussehen kann. Ferner wurden 9 konkretere
Forderungen zum Krieg verabschiedet. Auch hier halten wir den Großteil für
sinnvoll wie die Ablehnung des bloßen Pazifismus, die Amtsenthebung Putins
und aller beteiligten Beamt:innen. Doch sehen wir auch Sachen anders wie
beispielsweise in der ersten Forderung: „Für den vollständigen Abzug der
russischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine und die Rückgabe



aller  besetzten Gebiete  an  die  Ukraine  (Wiederherstellung innerhalb  der
Grenzen bis 2014)“.

Wir unterstützen den sofortigen Abzug russischer Truppen, treten jedoch
dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  der  Krim  sowie  der  Volksrepubliken
unabhängig vom russischen wie vom ukrainischen Staat selbst Referenden
organisiert, welchem Gebiet sie sich anschließen will – mit dem Recht, egal
wie die Entscheidung ausfällt,  Sprache etc.  der jeweiligen Minderheit  zu
schützen.

Veränderung ist möglich
In einem Blogbeitrag beschreibt die FAS die unterschiedlichen Stadien von
Antikriegskampagnen  und  wirft  dabei  die  Frage  auf:  „In  welcher  Phase
befinden wir uns Ihrer Meinung nach? Wie kann man den Beginn der dritten,
vierten und fünften Stufe beschleunigen?“ Besagte Stadien stellen dabei 3.
die „Wachstumsphase der Unterstützung“, bei der die Unterstützung über
den Kern der aktiven Gruppen hinaus zunimmt und sich das 4. „Stadium der
Meinungsbildung“  entwickelt,  bei  dem  die  Antikriegsposition  in  breiten
Teilen der Bevölkerung diskutiert wird, hin zum 5. „Stadium der politischen
Stärke“, wo beispielsweise der Beginn oder die aktive Wiederaufnahme von
Verhandlungen  anstehen  sowie  kleine  Zugeständnisse  an  die
Antikriegsbewegung  erfolgen.

Manche Lesende werden jetzt vielleicht stutzig werden, da sie sich unter
„politischer Stärke“ wahrscheinlich etwas anderes vorgestellt haben. Dem
liegt folgende Aussage zugrunde: „Fast alle Forscher sind sich einig, dass die
Antikriegskampagne  selbst  den  Krieg  nicht  beendet:  Kriege  enden  aus
anderen Gründen, zu denen neben wirtschaftlicher Erschöpfung auch die
Unbeliebtheit  und  Nichtunterstützung  des  Krieges  in  der  Gesellschaft
gehören. Es sind Kampagnen, die den Grad dieser Unterstützung verändern
können, indem sie die Basis von Kriegsgegnern ständig erweitern und neue
Menschen in die Bewegung einbeziehen.“

Richtig mag sein, dass Kampagnen nicht Kriege beenden. Dennoch können
aus  ihnen  politische  Kräfte  entstehen,  die  sich  als  Organisationen  oder



Parteien formen, die eben dies tun. Denn vor allem, wenn das Ziel unter
anderem auch die Amtsenthebung Putins sein soll, braucht es eine Kraft, die
klar als Alternative auftreten kann.

Doch  kommen  wir  zurück  zur  eigentlichen  Frage:  Wie  kann  die
Antikriegskampagne ausgeweitet  werden?  Diese  ist  eng verknüpft  damit,
wen man als Subjekt der Veränderung betrachtet. Dabei glauben wir, dass
der Begriff der „Zivilgesellschaft“ nicht hilft, da er das Bild zeichnet, dass
zum einen viele Teile der Bevölkerung gleichgestellt sind, zum anderen keine
wirkliche  Unterscheidung  zwischen  NGOs,  Initiativen  und  Individuen
getroffen  wird.  Die  „Zivilgesellschaft“  in  ihrer  Gesamtheit  besteht  aus
Schichten, die letztlich entgegengesetzt Klasseninteressen haben können –
was  es  schwierig  macht,  klare  Forderungen  zu  entwickeln,  und  den
gemeinsamen Kampf notwendigerweise auf eine Reform des bürgerlichen
Systems beschränken muss.

Als Marxist:innen gehen wir davon aus, dass die Arbeiter:innenklasse das
zentrale Subjekt der Veränderung darstellt. Dabei gehen wir davon aus, dass
das  Bild  der  Arbeiter:innenbewegung  als  Darstellung  weißer  Männer  in
Blaumännern  der  Realität  nicht  gerecht  wird.  Schauen  wir  uns  die
Arbeiter:innenklasse international an, dann ist sie multiethnisch und divers in
ihren  Geschlechtsidentitäten.  Es  geht  also  nicht  um  die  Frage,
Unterdrückung  zu  verleugnen,  sondern  die  Kämpfe  miteinander  zu
verbinden.

Die  Arbeiter:innenklasse  als  solche  ist  aufgrund  ihrer  Rolle  im
Produktionsprozess  relevant.  Durch  die  Fähigkeit  zu  streiken,  also  die
Produktion  lahmzulegen,  sitzt  sie  an  einem effektiven  Hebel,  dem Krieg
sowohl den Geldhahn als auch praktisch die Mittel abzudrehen. Ein Blick
zurück  in  die  russische  Geschichte  zeigt,  welche  Schlüsselrolle  die
Arbeiter:innenklasse – und insbesondere Frauen – einnehmen können, um
Kriege zu beenden. Die Antwort auf die Frage, wie die Antikriegskampagne
ausgeweitet werden kann, lautet für uns also: Wie können die Arbeiter:innen
für eine Antikriegspolitik gewonnen werden? Und welche politischen Ziele
sind damit verknüpft? Soll nämlich der Kampf gegen den Krieg zum Sturz des
russischen Imperialismus auswachsen, so muss er für die Errichtung einer



revolutionären Arbeiter:innenregierung geführt werden.

Wie kann es weitergehen?
Die  FAS  vertritt  eine  solche  Perspektive  nicht.  Unsere  Kritik  bedeutet
natürlich  nicht,  dass  wir  sie  im  Kampf  gegen  die  Kriegspolitik  nicht
unterstützen würden. Im Gegenteil,  wir suchen diese Diskussion mit  den
Aktivist:innen und Genoss:innen.

Darüber  hinaus  ist  auch  hervorzuheben,  dass  die  FAS  auch  wichtige
klassenpolitische Forderungen erhebt. So heißt es:

„Wir kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle und für die
Einhaltung der Arbeitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Mit Beginn des
Krieges steigt die Zahl der Entlassenen und Arbeitslosen. Die Arbeitgeber
nutzen  ihre  Macht  und  ihren  Druck,  um  Arbeitnehmer  für  ihre
Antikriegshaltung zu bestrafen. Die ersten Leidtragenden der Kürzungen im
Arbeitsrecht sind die Frauen!* und die sogenannten nationalen Minderheiten,
Migranten. Wir unterstützen die Arbeit unabhängiger Gewerkschaften und
Streiks.“

Wir  halten  diese  Positionierung  für  sinnvoll,  da  der  Krieg,  wie  die  FAS
feststellt, für eine Verschlechterung der Lebensbedingungen vieler sorgt. Um
mehr Elemente für eine Antikriegsposition zu gewinnen,  müssen aktuelle
Probleme  wie  Lohnkürzungen  sowie  ausbleibende  Lohnzahlungen  und
steigende  Lebensunterhaltungskosten  direkt  angesprochen  und  mit
Forderungen  für  konkrete  Verbesserungen  verbunden  werden.

Dabei ist es sinnvoll, selbst die regimetreuen Gewerkschaften aufzufordern,
um  diese  Fragen  aktiv  zu  werden,  statt  stumme  Burgfriedenspolitik  zu
betreiben. Dies dient vor allem dazu, diejenigen, die zum einen Illusionen
frönen,  dass  ihre  Gewerkschaft  etwas  für  sie  tut,  wegzubrechen,  zum
anderen jenen,  die sie als  bloße Kulturinstitution verstehen,  aufzuzeigen,
dass sie ein Ort des gemeinsamen Kampfes sein muss.

Dies sollte kombiniert werden mit kleineren Aktivitäten in Betrieben, wo über
die  Aufforderungen  diskutiert  werden  kann.  Die  aktuelle  Repression



erschwert  es,  dies  offen  und  öffentlich  mit  der  Frage  des  Krieges  zu
verbinden oder schnell in Mobilisierungen umzuwandeln. Jedoch muss es Ziel
sein, die Unzufriedenheit zu schüren, um sie schließlich produktiv zu nutzen.

Perspektivisch  könnte  das  Ziel  darin  bestehen,  einen  gemeinsamen,
branchenübergreifenden Aktionstag beispielsweise unter dem Motto „Gegen
die  Krise!“  für  bessere  Arbeitsbedingungen  und  höhere  Löhne  zu
organisieren, der a) als Überprüfung dienen kann, wie viele bereit sind, auf
die Straße zu gehen, und b) genutzt werden kann, Kämpfe miteinander zu
verbinden.

Denn man sollte sich bewusst sein: Chauvinismus gegenüber Ukrainer:innen,
Sexismus und LGBTIA+-Diskriminierung werden in der breiten Bevölkerung
nicht  einfach  so  verschwinden,  nur  weil  die  Situation  durch  den  Krieg
schlechter wird. Unmittelbar droht sogar eine Zunahme. Der Schlüssel liegt
jedoch weder darin, dies zu ignorieren, noch eine vollkommende Solidarität
zur Vorbedingung eines gemeinsamen Kampfes zu machen.

Vielmehr muss im Rahmen von Kämpfen für Verbesserungen gezeigt werden,
dass  man  gemeinsame  Interessen  hat,  während  gleichzeitig  in  den
Strukturen  Schutzräume  für  gesellschaftlich  Unterdrückte  wie  Caucuses
geschaffen  werden  sollten.  Ebenso  wird  die  Arbeit  zurzeit  dadurch
erschwert,  dass  die  Gewerkschaften  dem  Krieg  recht  passiv
gegenüberstehen. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sie herauszufordern,
was nicht gegen die bereits existierende Arbeit gestellt werden sollte, die die
FAS betreibt, da diese auch die Grundlage schafft, Gehör zu finden.

Internationale Solidarität statt Isolation
Die  Aktivist:innen  der  russischen  Antikriegsbewegung  spielen  eine
Schlüsselrolle bei der Beendigung des Krieges. Hierzulande sollten wir uns
dafür  einsetzen,  dass  a)  die  eigene  Kriegstreiberei  nicht  das  Bild  einer
russischen Bevölkerung zeichnet, die komplett Putin unterstützt. Wer das so
sieht,  leugnet  nicht  nur  die  Realität  und  unterstützt  weitere  mögliche
Kriegstreiberei, sondern verpasst die Chance, den Widerstand zu stärken.
Wir sollten b) fortschrittliche Kräfte wie die FAS in ihrer Oppositionsarbeit



unterstützen,  c)  gegen  die  Sanktionen  gegenüber  der  russischen
Bevölkerung  auf  d ie  Straße  gehen,  da  diese  vor  a l lem  ihre
Lebensbedingungen  verschlechtern,  während  wir  gleichzeitig  das
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukrainer:innen  anerkennen.

Darüber hinaus bedarf es einer Strategiedebatte, die international geführt
werden muss. Dies bedeutet zum einen, von Aktivist:innen aus Russland zu
lernen, insbesondere wie politische Arbeit in der aktuellen Situation möglich
ist.  Auf der anderen Seite bedarf es auch inhaltlicher Debatten über die
Fragen  des  Charakters  des  russischen  Regimes  im  imperialistischen
Weltsystem,  des  Krieges  und  der  Strategie,  wie  er  beendet  werden  kann.

Der  Ukrainekrieg  und  seine
Auswirkungen auf Frauen
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Seit mehr als einem Jahr bestimmt der Ukrainekrieg die Schlagzeilen. Im
Folgenden wollen wir eine kurze Skizze der aktuellen Situation anfertigen
und uns damit auseinandersetzen, wie sich die aktuelle Situation auf Frauen
auswirkt, um schließlich allgemein Kriegsfolgen für Frauen zu betrachten.
Bevor wir dazu kommen, wollen wir kurz Stellung zum Konflikt beziehen.

Vom Angriffskrieg zum Stellungskampf
Klar  ist,  dass  der  Angriff  seitens  des  russischen  Imperialismus  auf  die
Ukraine  zu  verurteilen  und der  Wille  zur  Selbstverteidigung seitens  der
ukrainischen  Bevölkerung  gerechtfertigt  ist.  Gleichzeitig  muss  das
Geschehen auch im internationalen Kontext betrachtet werden. Es spielt sich
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nicht  im  luftleeren  Raum  ab,  sondern  vor  dem  Hintergrund  einer
krisenhaften  Entwicklung  des  imperialistischen  Weltsystems  und  eines
Kampfs  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  Großmächten.

Somit ist es auch nicht irgendeine Auseinandersetzung, die zufällig mehr
Aufmerksamkeit  bekommt  als  der  Bürger:innenkrieg  im  Jemen,  weil  der
bewaffnete  Konflikt  im  Westen  stattfindet.  Er  ist  auch  Ausdruck  einer
zugespitzten globalen Weltlage und trägt in sich das Potenzial, mehr Kräfte
in kriegerische Auseinandersetzungen zu ziehen. Darüber hinaus findet die
Auseinandersetzung zwar augenscheinlich nur  zwischen der  Ukraine und
Russland  statt.  Doch  das  fragile  Gleichgewicht  von  prowestlichen  und
prorussischen wirtschaftlichen und politischen Eliten in der Ukraine und der
Ausgleich zwischen ihren Nationalitäten wurde mit dem Maidan 2014 über
den Haufen geworfen. Damals wurde der lavierende, Russland zuneigende
Präsident Janukowytsch durch eine klar prowestliche Regierung abgelöst.
Diese  verwandte  zwecks  Machtsicherung  viele  der  extrem  rechten  und
nationalistischen  Maidankräfte  in  ihrer  Administration  und  ihren
Sicherheitskräften und machte ihnen auch politisch Konzessionen. Damit war
letztlich  auch  der  bewaffnete  Zusammenstoß  mit  den  sich  in  ihren
Minderheitenrechten bedroht fühlenden Bevölkerungsgruppen insbesondere
in  der  Ostukraine  vorprogrammiert  und  Russland  nahm  den  inneren
Bürger:innenkrieg zum Vorwand für die Inkorporation der Krim, wo jedoch
schon länger eine prorussische Mehrheit lebte.

Weder Putin noch NATO!
Somit geriet das Gebiet der Ukraine zum Zankapfel zwischen russischem
Imperialismus  und der  NATO.  Wirkliche  Verbesserung für  alle  Teile  der
Bevölkerung  kann  es  nicht  geben,  wenn  man  sich  einer  dieser  Kräfte
politisch unterordnet.  Dabei  sind die  von Putin angegebenen Gründe für
seine „Militäroperation“ mehr als scheinheilig. Ihm geht es nicht um eine
Denazifizierung, sondern darum, den seit 2014 stärker gewordenen Einfluss
des  westlichen  Imperialismus  zurückzudrängen.  Dieses  Interesse  ist  vor
allem  durch  die  Zunahme  der  internationalen  Konkurrenz  seit  der
Wirtschaftskrise um die Pandemie stärker geworden und auch durch die



wirtschaftliche Schwäche Russlands bedingt.

Auf  der  anderen  Seite  muss  gesagt  werden,  dass  sowohl  die  massive
finanzielle  Unterstützung sowie die  Waffenlieferungen seitens der  NATO-
Verbündeten  nicht  aus  reiner  Selbstlosigkeit  erfolgen,  weil  man  die
ukrainische Bevölkerung nicht leiden sehen kann, sondern das Ziel anpeilen,
die  Ukraine  als  geostrategische  Einflusssphäre  zu  festigen  sowie  den
russischen Imperialismus zu schwächen und seine Fähigkeit, als Weltmacht
zu agieren, massiv zu reduzieren, wenn nicht zu verunmöglichen. Natürlich
agiert  der  Westen  dabei  nicht  als  geschlossener,  einheitlicher  Block.
Vielmehr erweisen sich die USA als eindeutige Führungsmacht auch über
ihre  europäischen  Verbündeten,  für  die  jede  stärkere  ökonomische
Durchdringung  Russlands  in  weite  Ferne  gerückt  ist.

Auswirkungen weltweit
Bevor  wir  zur  Situationen  in  der  Ukraine  kommen,  wollen  wir  uns  den
internationalen  Folgen  des  Krieges  widmen.  Neben  einer  verstärkten
Militarisierung haben der Krieg und vor allem die massiven Sanktionen nicht
nur  den  Wirtschaftskonflikt  mit  Russland  zugespitzt,  sondern  auch  die
Inflation  befeuert  und  Energiepreise  in  die  Höhe  schnellen  lassen.  Die
steigenden Kosten für Öl und Gas haben erhebliche Auswirkungen auf die
Energiearmut von Frauen und Mädchen und den ohnehin schon ungleichen
Zugang  dazu.  Dieser  wurde  vor  allem  durch  die  Pandemie  drastisch
verschlechtert, da so jene, die erst vor kurzem Zugang zu Energie erhalten
hatten,  diesen  aufgrund  von  Zahlungsunfähigkeit  verloren,  darunter  15
Millionen Afrikaner:innen südlich der Sahara. Der Krieg verschärft dies nun,
da der sprunghafte Anstieg der Energiepreise in den letzten zwei Jahren der
stärkste ist seit der Ölkrise von 1973. Darüber hinaus verursacht der Krieg
eine Lebensmittelkrise. Der Anstieg der Lebensmittelpreise war der höchste
seit  2008,  was  daran  liegt,  dass  sowohl  Russland  als  auch  die  Ukraine
zentrale Getreideproduzent:innen sind. So importieren Länder wie Armenien,
Aserbaidschan, Eritrea oder Somalia über 90 % des Getreides aus diesen
beiden  Ländern.  Darüber  hinaus  stellt  die  Ukraine  eine  wichtige
Weizenlieferantin  des  Welternährungsprogramms  (WFP)  dar,  das  115,5



Millionen  Menschen  in  mehr  als  120  Ländern  unterstützt.

Situation vor dem Krieg
Auch wenn es nicht möglich ist, hier ein komplettes Bild der Situation von
Frauen zu zeichnen, wollen wir einen kurzen, allgemeinen Überblick geben.
Vor dem Krieg machten Frauen 54 % der Gesamtbevölkerung aus und etwa
48  %  aller  Erwerbstätigen.  Eine  genaue  Aufschlüsselung,  wie  hoch  die
Arbeitsbeteiligung von Frauen in unterschiedlichen Industrien ausfällt,  ist
nicht verfügbar. Jedoch lieferte die ILO 2008 einen groben Überblick, aus
dem  hervorgeht,  dass  Frauen  vorwiegend  im  Caresektor  sowie  in  der
i n d u s t r i e l l e n  P r o d u k t i o n  t ä t i g  w a r e n
(https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/Country_Report_No8-Ukraine_EN.pdf,  S.
31).

Rechtliche Gleichstellung existierte zwar formal auch in Bezug auf gleichen
Lohn für gleiche Arbeit. Dennoch gab es ein recht hohes Gender Pay Gap von
27 – 33 % im Zeitraum 2003 – 2012. Dies ist darauf zurückzuführen, dass
Frauen oftmals in den schlechter bezahlten Berufen arbeiten.  Doch auch
innerhalb von Berufsgruppen gab es Unterschiede. So wurden die größten
geschlechtsspezifischen  bei  den  Gehältern  im  Finanzsektor  festgestellt,
während die geringsten in der Landwirtschaft bestehen, wo die Löhne jedoch
im Allgemeinen viel niedriger ausfallen als in allen anderen Bereichen der
ukrainischen Wirtschaft.

Flucht
Im  Krieg  sind  Frauen  besonders  Gewalt  ausgesetzt,  neben  Bomben,
ausländischen Armeen direkt vor der Haustür, Angst und Engpässen bei der
Strom-  oder  Nahrungsmittelversorgung.  Kein  Wunder  also,  dass  mehrere
Millionen Menschen, darunter vor allem Frauen und Kinder, seit Beginn des
Krieges  geflohen  sind.  Laut  Angaben  der  UN  sind  davon  5,3  Millionen
Binnenvertriebene, also innerhalb des Landes geflohen. Dies verschärft die
Situation, da bereits seit 2014 aufgrund des Konflikts in der Ostukraine mehr
als 1,5 Millionen Menschen gezwungen wurden umzusiedeln. Zwei Drittel
von ihnen waren Frauen und Kinder, die seitdem unter dem erschwerten
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Zugang zu Gesundheitsversorgung, Wohnraum sowie Beschäftigung leiden.

Darüber hinaus sind im Februar 2022 rund 8 Millionen Menschen über die
ukrainischen Landesgrenzen geflohen. Davon sind über 80 % Frauen und
Kinder,  was  unter  anderem daran liegt,  dass  die  Ausreise  von Männern
zwischen 18 und 60 Jahren seitens der ukrainischen Regierung verboten
wurde.  Frauen  sind  dabei  auf  der  Flucht  besonders  sexueller  Gewalt
ausgesetzt. So stiegen die Suchanfragen nach Schlüsselwörtern wie „Escort“,
„Porno“ oder „Vergewaltigung“ in Verbindung mit dem Wort „ukrainisch“ um
600  %,  während  sich  „Ukraine  refugee  porn“  laut  OSZE-Büro  der
Sonderbeauftragten  und  Koordinatorin  für  die  Bekämpfung  des
Menschenhandels  in  Wien  als  Trendsuche  herauskristallisierte.
(https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-raises-risks-
for-women-fleeing-the-war).

Zwar ist noch unklar, inwiefern ukrainische Frauen stärker von sexualisierter
Gewalt betroffen sind als andere Gruppen weiblicher Geflüchteter. Klar ist
jedoch, dass rassistische Stereotype, die innerhalb der EU existieren und
osteuropäische  Frauen  sexualisieren,  dies  mitverursachen.  Die  Gefahr,
sexuellen Missbrauch zu erleben oder Opfer von Menschenhandel zu werden,
wird durch unsichere Fluchtrouten oder die Praxis z. B. in Großbritannien,
wo  350  Pfund  für  die  Aufnahme  von  ukrainischen  Geflüchteten  gezahlt
werden, begünstigt.

Um die Situation für Geflüchtete zu verbessern, müssen wir für Folgendes
eintreten:

Offene Grenzen, sichere Fluchtwege und Staatsbürger:innenrechte
für alle!
Statt  Behausung  in  Lagern:  Dezentrale  Unterbringung  durch  die
Enteignung  von  leerstehendem  Wohnraum,  Hotels  sowie
Spekulationsobjekten!
Nein zur Spaltung: Anerkennung der Bildungsabschlüsse sowie das
Recht,  die  Muttersprache  bei  Ämtern  zu  benutzen,  für  alle
Geflüchteten!
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Auch  wenn  die  letzte  Forderung  für  ukrainische  Geflüchtete,  die  in
Deutschland  ankommen,  größtenteils  Realität  ist,  muss  sie  aufgestellt
werden,  um  eine  weitere  Spaltung  zwischen  ukrainischen  und  anderen
Geflüchteten zu verhindern. Dass die Ausstellung von Arbeitserlaubnissen
etc. für Ukrainer:innen so rasch passierte, zeigt nur, was eigentlich möglich
ist, wenn die eigene Regierung ein unmittelbares Interesse dabei verfolgt.
Deswegen sollte dies genutzt werden, um die Rechte anderer Geflüchteter
anzugleichen.

Situation der Daheimgebliebenen
Jedoch konnten nicht  alle  fliehen.  Alter,  persönliche Fitness,  Kontakte in
anliegenden oder anderen europäischen Ländern sind weitere Faktoren, die
es realistischer erscheinen lassen, sich mittel- oder langfristig ein „neues
Leben“ aufzubauen. Wer hingegen pflegebedürftig ist oder selber jemanden
pflegt, gehört zu den Gruppen, die es besonders schwer haben, das Land zu
verlassen. Zwar gibt es Erfolgsgeschichten von Gruppen wie bspw. von etwa
180 Gehörlosen,  die  es  nach Berlin  geschafft  haben.  Doch wer ans Bett
gefesselt oder auf fremde Hilfe angewiesen ist, hat schlechte Chancen.

Hier tragen auch vor allem Frauen die Hauptlast. Bereits vor der Eskalation
der Feindseligkeiten im Februar 2022 führte die unbezahlte Hausarbeit in
der Ukraine zu einer massiven Mehrbelastung. Frauen brachten im Schnitt
24,6 Stunden pro Woche für reproduktive Tätigkeiten auf, während es bei
Männern 14,5 waren. Laut UN-Bericht „Rapid Gender Analyses in Ukraine“
geben die Befragten durchweg an, dass seit dem Beginn des Krieges der
Umfang der  unbezahlten Arbeit  sowohl  für  Männer  als  auch für  Frauen
zugenommen  hat.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  Sozialdienste,
medizinische und Bildungseinrichtungen sowie Kinderbetreuung durch den
Krieg eingestellt oder reduziert wurden.

Das  Wegbrechen  dieser  Infrastrukturen  führt  dementsprechend  auch  zu
Verschlechterungen  in  allen  diesen  Bereichen.  So  sind  beispielsweise
Schwangere  durch  den  Wegfall  medizinischer  Versorgung  einer  Lage
ausgesetzt,  die  auch den Kindstod begünstigt.  Um die  Situation vor  Ort
einigermaßen erträglich zu machen, treten wir ein für:



Kontrolle  und  Verteilung  der  gelieferten  Hilfsgüter  durch
demokratisch  gewählte  Komitees  der  Bevölkerung!  Die
Vertreter:innen  müssen  rechenschaftspflichtig  und  jederzeit  wähl-
und abwählbar sein!

So kann flächendeckend verhindert werden, dass Lebensmittel unterschlagen
werden, wie beispielsweise durch zwei führende Ministeriumsbeamte, die
Ende Januar dafür entlassen wurden. Das ist keine Kleinigkeit, denn über ein
1/3 der ukrainischen Bevölkerung ist von starken Nahrungsmittelengpässen
betroffen.  Viele  Teile  der  Bevölkerung  sind  bereits  in  Hilfsstrukturen
integriert  –  und  sie  sollten  diese  auch  selber  kontrollieren.

Denn zum einen kann durch die Verteilungskomitees überprüft werden, in
welchen Regionen nicht nur mehr Hilfsgüter benötigt werden, sondern auch,
wo es noch anderer Strukturen wie beispielsweise Kantinen oder anderer
Hilfe  bedarf.  Diese  sollten  zum  anderen  als  Momente  kollektiver
Reproduktionsarbeit nach dem Krieg erhalten bleiben und flächendeckend
ausgeweitet werden. Denn nur durch die Vergesellschaftung der Hausarbeit
– also der Aufteilung der Sorge- und Carearbeit auf alle Hände – kann die
Doppelbelastung  von  Frauen  sowie  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung
beendet  werden.  Es  gilt,  hier  eine  Grundlage  zu  legen,  um  künftigen
Verschlechterungen entgegenzuwirken.

Arbeitsrechte
Diese  Situation  wird  dadurch  verstärkt,  dass  unter  der  Regierung  von
Selenskyj  seit  Beginn des Krieges massive Angriffe auf  die Arbeitsrechte
vorgenommen wurden. Am 24. März 2022 trat das Gesetz Nr.-2136-IX Über
die Organisation der Arbeitsbeziehungen im Kriegsrecht in Kraft, was unter
anderem die Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche auf 60 hochsetzt, Arbeit
an Wochenenden, Feiertagen und arbeitsfreien Tagen nicht mehr verbietet
und Betrieben ermöglicht, die Auszahlung des Gehalts zu verzögern, wenn
nachgewiesen werden kann, dass Krieg oder „höhere Gewalt“ eine solche
Verzögerung verursacht haben. Das Ganze wird begleitet vom Verbot von
Oppositionsparteien,  die Verbindungen nach Russland haben,  sowie einer

https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/2136-20#Text
https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/2136-20#Text


Degradierung von Gewerkschaften zu Organen der „Bürgerkontrolle“, die die
Einhaltung des Gesetzes überwachen.

Diese Verschärfungen sind dabei nur eine zugespitzte Fortführung Selenskyjs
neoliberaler Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse. Bereits 2020 gab es den
Versuch  eines  reformierten  Arbeitsgesetzes,  welches  eine  massive
Aufweichung der Arbeits- und Tarifrechte enthielt. Durch Proteste seitens
der Gewerkschaften konnte damals verhindert werden, was nun Praxis ist.

Was das für praktische Auswirkungen hat, skizziert Bettina Musiolek (Clean
Clothes Campaign; Kampagne für Saubere Kleidung) in einem Interview mit
der GEW. Zwar ist der Anteil der Textilindustrie innerhalb der Ukraine am
BIP gering. Laut Angaben von Ukraine Invest existieren jedoch rund 2.500
Textilbetriebe mit mehr als 200.000 Mitarbeiter:innen innerhalb des Landes,
von denen zwischen 80 und 90 % der gesamten Erzeugnisse für den Export
bestimmt sind. Die überwiegende Mehrheit ihrer Beschäftigten ist weiblich.
Produziert  wird  unter  anderem für  Marken  wie  Adidas,  Benetton,  Boss,
S.Oliver, Tommy Hilfiger, Zara oder Handelskonzerne wie Picard oder Aldi.
Diese nutzen die Not brutal aus, wie Musiolek erklärt:

 „Die meisten Näherinnen werden das alles akzeptieren, weil sie den Job
brauchen. Gegen das neue Gesetz zu demonstrieren oder zu streiken, ist für
sie keine Option – ihnen droht unter dem Kriegsrecht, verhaftet zu werden. [
… ] Da werden im Schatten des Krieges rote Linien überschritten. Zwar soll
die Arbeitsrechtsreform nur während des Kriegsrechts gelten. Aber unsere
ukrainischen Gewerkschaftspartner bezweifeln, dass die Punkte nach dem
K r i e g  w i e d e r  r ü c k g ä n g i g  g e m a c h t  w ü r d e n . “
(https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/hungerloehne-unter-dem-deckmant
el-des-kriegsrechts)

Das bedeutet praktisch, dass wir uns gegen diese Angriffe wehren müssen,
was leichter geschrieben als getan ist. Es verdeutlicht, dass die herrschende
Klasse der Ukraine nicht nur eine enge Verbündete der NATO ist, sondern –
wie jede andere – auch im Krieg ihre Klasseninteressen vertritt.

Das Kriegsrecht richtet sich hier ganz konkret gegen die Lohnabhängigen
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und  muss  bekämpft  werden.  Die  Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und
fortschrittlichen Kräften muss darin bestehen aufzuzeigen, dass der Krieg
alleine nicht den Klassencharakter aufhebt, nicht alle Ukrainer:innen vor ihm
gleich werden und dieselben Interessen verfolgen dürfen. Deswegen muss
gesagt werden:

Nein zu den Angriffen des Arbeitsrecht! Für die sofortige Rücknahme
der Verschärfungen wie des einseitigen Kündigungsrechts oder der
Ausweitung der Arbeitszeit!
Statt  Arbeits los igkei t  und  mehr  Stunden  braucht  es
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Für ein Mindesteinkommen für alle, angepasst an die Inflation!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Kriegsgewinnler:innen,
ukrainischer wie imperialistischer Unternehmen, die sich auf Kosten
der Massen bereichern, unter Arbeiter:innenkontrolle!

Gewalt
Dass Gewalt gegen Frauen in Zeiten von Krisen zunimmt, ist spätestens seit
der Coronapandemie kein Geheimnis mehr. Aktuelle offizielle Zahlen sind
nicht  verfügbar,  jedoch  gaben  laut  einer  vom  Bevölkerungsfonds  der
Vereinten Nationen (UNFPA) im Jahr 2019 veröffentlichten Studie etwa 75
Prozent der ukrainischen Frauen an, seit ihrem 15. Lebensjahr irgendeine
Form von Gewalt erlebt zu haben. Eine von drei Frauen berichtete, dass sie
körperliche Formen von sexueller Gewalt erleiden musste.

Durch  die  verschlechterte  ökonomische  Situation  kann  sich  dies
verschlimmern, und da darüber hinaus in Konflikten sexuelle Gewalt und
Vergewaltigung häufig als Kriegswaffe eingesetzt werden, um Macht über
den Feind zu demonstrieren, sind die ukrainischen Frauen – inmitten der
militärischen Invasion Russlands in  ihrem Land –  einem erhöhten Risiko
sexueller und körperlicher Gewalt, Missbrauch, Vergewaltigung und Folter
ausgesetzt. Um sich gegen die zunehmende Gewalt zu wehren, treten wir
ein:



Für  demokratisch  organisierte  Selbstverteidigungskomitees  der
Bevölkerung, die auch Zugang zu Waffen haben!
Für  Entschädigungszahlungen  an  Betroffene  von  Gewalt  sowie
kostenlosen Zugang zu therapeutischen Angeboten auch nach dem
Krieg!

Militär
Doch es wäre falsch, die Rolle von ukrainischen Frauen derzeit auf Care- und
Hilfsarbeit zu reduzieren. In der ukrainischen Armee dienen schätzungsweise
zwischen 15 – 22 % Frauen. Manche kehren sogar aus den sicheren Ländern,
in die sie geflohen waren, zurück, um an der Front zu kämpfen. Dies ist
jedoch eine neuere Entwicklung. Seit 2014 sind Frauen Teil der ukrainischen
Armee. Seit 2016 ist auch erlaubt, dass sie nicht nur klassische Hilfskraftjobs
wie medizinische Versorgung oder Kochen ausüben. Dass sie nun auch an
der Front kämpfen dürfen, heißt jedoch nicht, dass das Militär sich in einen
Ort der Gleichberechtigung verwandelt. So hat die Zahl der Soldatinnen zwar
zugenommen, aber ihre Mobilisierung erfolgte eher unregelmäßig. Darüber
hinaus kann davon ausgegangen werden, dass die klassische Arbeitsteilung
in Armeen (Fokus der Frauen auf Hilfsjobs) trotz ihrer höheren Beteiligung
erhalten  bleibt,  was  begleitet  wird  durch  Berichte  über  sexistische
Kommentare  oder  die  Tatsache,  dass  Frauen  Uniformen  wesentlich
schlechter angepasst werden. Die Einschränkung der Bewegungsfreiheit der
Männer mittels Kriegsrecht hat darüber hinaus verfestigt, dass es Frauen
sind,  die außerhalb der Armee die Last  der Betreuung von Kindern und
älteren Menschen tragen müssen. Um die tatsächliche Gleichstellung in der
Armee zu gewährleisten, treten wir ein:

Für  die  Wähl-  und  Abwählbarkeit  von  Offizier:innen  durch
Soldat:innenräte sowie deren Kontrolle über Ausbildung und Waffen!
Für eine Kampagne innerhalb der Armee für Gleichstellung,  aber
auch gegen Nationalismus und Chauvinismus! Recht der Frauen auf
gesonderte Treffen!



Zentral ist es darüber hinaus, dass Soldat:innen auch dafür argumentieren,
den Krieg nur solange zu führen, wie er zur Selbstverteidigung dient, und
beispielsweise gegen die Rückeroberung der Krim oder der Volksrepubliken
auftreten. Vielmehr sollte die dort lebende Bevölkerung entscheiden, wo sie
zukünftig leben und welchem Staat sie angehören möchte. Alles, was darüber
hinausgeht, führt zu einer weiteren Verlängerung des Krieges, ohne seine
tatsächliche Ursache zu bekämpfen.

Perspektiven
Die  reaktionäre  Invasion  des  russischen  Imperialismus  stellt  bekanntlich
nicht den einzigen Faktor im Krieg dar.  Es wäre vielmehr verkürzt,  den
Charakter  eines  Kriegs  unabhängig  von  der  internationalen  Lage  zu
bestimmen. Die Entwicklung, die zur Invasion führte, und vor allem jene seit
dem reaktionären Überfall Russlands bestätigt in mehrfacher Hinsicht, dass
es sich im Kern nicht bloß um einen nationalen Verteidigungskrieg handelt,
sondern die politische, wirtschaftliche und militärische Einflussnahme der
NATO  auf  internationaler  Ebene  selbst  einen  entscheidenden  Faktor
darstellt.

Das bedeutet, dass die Arbeiter:innenklassen in Russland wie auch in den
NATO-Staaten vor allem für den Kampf gegen die Kriegsziele ihrer eigenen
Bourgeoisien  gewonnen  und  mobilisiert  werden  müssen.  Dort  steht  der
Hauptfeind eindeutig im eigenen Land.

In  der  Ukraine  ist  die  Lage differenzierter  zu  betrachten.  Hier  sind  die
Massen Opfer der russischen imperialistischen Invasion. Einerseits spielt der
innerimperialistische  Konflikt  eine  prägende  Rolle,  andererseits  existiert
auch  ein  wichtiges  Element  der  realen  nationalen  Unterdrückung.  Dies
bedeutet,  dass Revolutionär:innen das Recht der Ukraine, sich gegen die
russische Okkupation zur Wehr zu setzen, verteidigen müssen, jedoch ohne
der Regierung Selenskyj irgendeine Form der Unterstützung angedeihen zu
lassen.

In  der  Ukraine bildet  daher  das Recht  auf  Selbstverteidigung gegen die
russische Invasion ein Element revolutionärer Politik, doch für den Fall des



Rückzugs von russischen Truppen sollte klar sein, dass der Kampf danach
weitergeht.  Jedoch  nicht  mit  dem  Ziel,  Vergeltung  gegen  Russland  als
Aggressor  auszuüben,  sondern  in  dem  Wissen,  dass  NATO  &  Co.  ihre
Unterstützung nicht zugesagt haben, damit sie dann ebenfalls die Ukraine in
Ruhe lassen, sondern sie als ausgebeutete Halbkolonie in ihren Machtbereich
integrieren werden.

Neben stärkerer militärischer Präsenz ist es wahrscheinlich, dass westliche
Firmen sich freuen, die ukrainische Infrastruktur wieder aufzubauen – auf
dem  Rücken  der  Bevölkerung  vor  Ort,  die  als  billige  Arbeitskräfte
überausgebeutet werden kann. Die rechtlichen Grundlagen wurden ja bereits
geschaffen. So ein Kampf kann nur erfolgreich sein, wenn bereits im Hier
und  Jetzt  Strukturen  aufgebaut  werden,  die  sich  der  prowestlichen  und
neoliberalen  Politik  Selenkyjs  nicht  unterordnen  wollen,  aber  auch  kein
Interesse hegen, sich an Putins Regime zu verkaufen. In Regionen wie der
Krim,  Donezk  oder  Luhansk  sollten  Referenden  durch  die  Bevölkerung
organisiert werden – nicht durch irgendeine Großmacht.

Im Westen, in der EU und den USA muss die Arbeiter:innenbewegung vor
allem aber gegen die imperialistischen Ziele des „eigenen“ Imperialismus
mobilmachen.  Das  bedeutet  ein  Nein  zur  jeder  Aufrüstung,  zu
Waffenlieferungen und vor allem zu Sanktionen und Wirtschaftskrieg gegen
Russland.  Die  US-amerikanische,  deutsche  und  andere  westliche
Regierungen  verfolgen  damit  keine  demokratischen  und  humanitären
Interessen. Das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine und erst recht deren
Demokratie  sind  ihnen  völlig  egal,  wie  das  jahrelange  Paktieren  mit
Ultrarechten beweist. Für sie ist die Ukraine vor allem eine Frontlinie auf
dem geostrategischen Schlachtfeld und außerdem ein Reservoir für billige
Arbeitskräfte  und  Rohstoffe.  Hier  gilt  es,  Solidarität  und  Widerstand
aufzubauen, die die objektiven Interessen der ukrainischen und russischen
Arbeiter:innenklasse unterstützen, und nicht mit den Machtinteressen der
jeweils eigenen Regierung zu paktieren.



Eine neue Friedensbewegung?
von  Susanne  Kühn,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1412  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Februar 2023

Den  Beginn  einer  neuen  „Friedensbewegung“  verkündeten  Sahra
Wagenknecht und Alice Schwarzer bei der Kundgebung „Aufstand für den
Frieden“ am 25.  Februar.  50.000 Menschen wollen Ordner:innen gezählt
haben. Die Polizei wiederum konnte nur 13.000 ausmachen. Die Wahrheit
dürfte irgendwo in der Mitte bei 25.000 liegen.

Zweifellos  ein  Achtungserfolg,  zumal  die  regierungsoffiziellen
Ukrainesolidaritätsdemos nach offiziellen Berichte weniger Menschen – rund
10.000  – auf die Straße gebracht haben dürften.

Vorweg:  Die  Solidarität  mit  der  ukrainischen  Bevölkerung,  mit  den
lohnabhängigen  Massen,  den  Hauptopfern  des  imperialistischen
Angriffskriegs  Russlands,  blieb  letztlich  bei  beiden  vor  allem  eine
Beschwörungsformel, ein Lippenbekenntnis. Für die NATO, für die USA und
auch für den deutschen Imperialismus bedeutet die „Solidarität“ mit den
Ukrainer:innen  nur  einen  Vorwand  für  die  Verfolgung  ihrer  eigenen
ökonomischen  und  geostrategischen  Interessen  in  der  Konkurrenz  mit
Russland.

Wagenknecht, Schwarzer und Co. vermögen den Ukrainer:innen auch nicht
mehr zu bieten  als einen von den Großmächten ausgehandelten Frieden.
Kein Wunder also, dass sie der ukrainischen Bevölkerung letztlich nicht viel
mehr  zu  sagen  haben,  als  dass  ein  halbkoloniales  Land  eben  die
„Sicherheitsinteressen“  der  Großmächte  zu  akzeptieren  habe.

Teilnehmer:innen
Nichtsdestotrotz  verdeutlichen  über  600.000  Unterzeichner:innen  des
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„Manifest für den Frieden“ und der Mobilisierungserfolg der Kundgebung,
dass  sich  die  öffentliche  Stimmung in  Deutschland  dreht.  Der  Kurs  der
Bundesregierung wird zu Recht für seine „unklare“ Zielrichtung, für sein
widersprüchliches Schwanken zwischen offener Kriegstreiberei durch FPD
und Grüne im Gleichklang mit den Unionsparteien und einer hinhaltenden
SPD, die letztlich immer einknickt, kritisiert. Zu Recht wird bemängelt, dass
der Westen selbst den Konflikt befeuert hat und natürlich versucht, Russland
in die Schranken zu weisen.

Die 600.000 Unterzeichner:innen und rund 25.000 Teilnehmer:innen an der
Kundgebung bringen berechtigte Sorgen zum Ausdruck. Zweifellos finden
sich unter diesen auch Anhänger:innen der rechtspopulistischen AfD und
neurechter Gruppierungen wie der Querdenker:innen. Doch diese machten
sicher nicht das Gros der Kundgebung aus, von der offen faschistische Kräfte
wie die Leute vom Compactmagazin auch lautstark verwiesen wurden.

Die deutliche Mehrzahl der Teilnehmer:innen kam allerdings aus den Reihen
frustrierter  oder  ehemaliger  Anhänger:innen  von  SPD,  Grünen  und
Linkspartei, also jenen Kräften, die einst den Kern der Friedensbewegung
ausmachten  oder  die  Wagenknecht  und  Schwarzer  zu  einer  neuen
Friedensbewegung  formieren  wollen.

Neue Friedensbewegung
Ihr Ziel besteht darin, eine solche Friedensbewegung wieder aufzubauen. Als
Bündnispartner:innen schweben ihnen dabei nicht die Rechte, auch nicht die
AfD vor.  Vielmehr  zielen  Wagenknecht  und Schwarzer  auf  „respektable“
Bürgerliche wie den ehemaligen Brigadegeneral und Merkelberater Vad, der
auch als einer der Hauptredner:innen der Kundgebung fungierte. Auch einer
der Architekten der Schocktherapie der Restauration des Kapitalismus in
Russland und Osteuropa, Jeffrey Sachs, kam als Redner zu Wort. Schließlich
will  der etwas moderater gewordene Neoliberale auch „Frieden“ für eine
Ukraine, deren ökonomische Krise in den 1990er Jahren seine Politik massiv
verschärft hatte.

Eine  solche  klassenübergreifende  Friedensbewegung  erinnert  an  die  der



1980er Jahre. Sie hat auch dieselben Schwächen. Den russischen und US-
amerikanischen  Imperialismus  benennen  Wagenknecht  und  Schwarzer
durchaus. Vom deutschen wollen sie aber nichts wissen. Schließlich werfen
sie  der  Bundesregierung  ja  nicht  die  Verfolgung  der  nationalen,
kapitalistischen  Interessen  vor,  sondern  dass  sie  dies  viel  zu  wenig  täte.

Daraus erklärt sich auch das Paradox ihrer Ausrichtung. Einerseits werden
die Kriegstreiberin Baerbock und der „Panzer“-Toni Hofreiter ebenso wie der
„Zauderer“ Scholz heftig kritisiert. Niemand dürfe ihnen vertrauen, wurden
wir  auf  der  Kundgebung  ermahnt.  Andererseits  wird  von  derselben
Regierung  die  Bildung  „einer  Allianz  für  einen  Waffenstillstand  und  für
Friedensverhandlungen“  gefordert  –  am  besten  in  Zusammenarbeit  mit
Frankreich und der EU-Kommission, mit China und Brasilien. Am deutschen
Verhandlungswesen soll  die  Welt  genesen.  Scholz,  dem eine vollständige
Unfähigkeit und Unzuverlässigkeit attestiert wird, soll  federführend einen
„Frieden“ herbeiführen, der alle Großmächte zufriedenstellt.

Dieses Konzept läuft letztlich bloß auf eine alternative, sozialpazifistische
Ausrichtung  des  deutschen  Imperialismus  hinaus.  Die  ukrainische
Bevölkerung  und  die  russische  Antikriegsbewegung  dürfen  nur  als
Verhandlungsmasse zu ihrem vermeintlich Besseren zusehen. Aber auch für
die Arbeiter:innenklasse der imperialistischen Ländern sind nur Plätze auf
den Zuschauerrängen vorgesehen. Als Akteur:innen, geschweige denn als
prägende Subjekte einer Antikriegsbewegung sind die Lohnabhängigen bei
Schwarzer  und  Wagenknecht  nicht  vorgesehen.  Bei  aller  Kritik  an  der
gegenwärtigen Politik der Regierungen soll die internationale Politik auch
weiter  von  Großmächten  unter  Wahrung von  deren  Interessen  bestimmt
werden,

Eine solche Politik ist nicht nur rein bürgerlich. Sie ist auch vollkommen
utopisch. Der Konflikt zwischen den alten, westlichen Mächten wie der USA
oder auch Deutschland mit den „neuen“ wie Russland und China liegt in der
Krise des Kapitalismus begründet, im Niedergang der US-Hegemonie und im
Aufstieg Chinas. Zur Zeit wird er um die Ukraine ausgefochten, doch selbst
ein imperialistischer Frieden wäre nicht nur reaktionär,  weil  er  auf  dem
Rücken der ukrainischen Massen vereinbart werden würde, sondern auch



nur  von  begrenzter  Dauer,  nur  eine  Zwischenstation  zu  einer  weiteren
Verschärfung der imperialistischen Konkurrenz.

Auf  der  Kundgebung  haben  die  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und
Genoss:innen  der  Jugendorganisation  Revolution  gemeinsam  eine
internationalistische,  klassenkämpferische  Perspektive  vertreten  und
ein gemeinsames Flugblatt verteilt. Dessen letzten Abschnitt wollen wir hier
noch einmal darlegen:

Welcher Frieden? Welche Bewegung?
Ein  dauerhafter  Frieden,  der  diesen  Namen  verdient,  kann  nicht  durch
diplomatische  Manöver  von  Großmächten  erzielt  werden.  Dazu  müssten
diese  selbst  ihre  eigenen  ökonomischen,  politischen  und  militärischen
Interessen zurückstellen, was angesichts des Kampfes um die Neuaufteilung
der  Welt  und  der  schärfer  werdenden  globalen  Konkurrenz  einfach
unmöglich ist.  Der Imperialismus kann nicht  friedlich gestaltet  werden –
weder in Russland, noch in den USA, aber auch nicht in Deutschland oder
der EU.

Wir können uns daher nur auf uns selbst verlassen. Ein echter Frieden, eine
gerechte  Lösung  für  die  Ukraine  müsste  die  Verwirklichung  des
Selbstbestimmungsrechts  des  Landes  bei  gleichzeitiger  Wahrung  der
Selbstbestimmung  der  Volksrepubliken  im  Donbass  und  auf  der  Krim
beinhalten.

Um aber  überhaupt  dorthin  zu  kommen,  müssen wir  eine  internationale
Bewegung  gegen  den  Krieg  und  dessen  Auswirkungen  aufbauen;  eine
Bewegung der gemeinsamen Aktion der deutschen, der europäischen, der
US-amerikanischen, der ukrainischen und russischen Arbeiter:innenklasse,
der  Gewerkschaften,  der  Linken  und  Arbeiter:innenparteien.  Eine  solche
Bewegung muss sich um bestimmte, gemeinsame Forderungen formieren.
Dazu schlagen wir vor:

Nein zu Putins Angriffskrieg! Sofortiger Abzug der russischen Armee!
Solidarität  mit  der  ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres
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Rechts auf Selbstverteidigung gegen die Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter:innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommenen!
Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger:innenrechte
für alle – finanziert durch den Staat; Integration der Geflüchteten in
den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerkschaften!
Nein zu jeder  NATO-Intervention!  Gegen jede Aufrüstung,  NATO-
Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-
Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!
Keinen  Cent  für  die  Bundeswehr!  Nein  zum  100-Milliarden-
Programm  der  Ampelkoal i t ion!  Verstaat l ichung  der
Rüstungsindustrie und Konversion unter Arbeiter:innenkontrolle!
Nein zu allen Sanktionen! Streichung der Schulden der Länder der
sog. Dritten Welt, die durch die Sanktionen in wirtschaftliche Not
geraten sind!
Die Kosten für die Preissteigerung müssen die Herrschenden zahlen!
Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber:innen unter
Arbeiter:innenkontrolle!
Unterstützung  der  Tarifkämpfe  der  Gewerkschaften!  Für  eine
automatische  Anpassung  der  Löhne  und  Einkommen  an  die
Preissteigerung  für  alle  Beschäftigten,  Rentner:innen,  von
Erwerbslosen  und  Studierenden!

Manifest  für  Frieden:
bürgerlicher  Pazifismus  am
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Pranger
Wilhelm  Schulz,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1214  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  22.  Februar  2023

Die  Petition  „Manifest  für  Frieden“  wurde  am  10.  Februar  von  Sahra
Wagenknecht und Alice Schwarzer veröffentlicht. Sie stellt einen Aufruf für
die  sofortige  Einstellung  von  Waffenlieferungen  und  Einleitung  von
Friedensverhandlungen dar. Der Text fordert die Bundesregierung und den
Bundeskanzler auf, Verhandlungen einzuleiten, um „Schaden vom deutschen
Volke [zu] wenden“. Der Entrüstungssturm über die Petition zeigt jedoch
weniger  deren  politische  Begrenztheit  auf  als  den  Beweis,  welche
Anfeindungen  selbst  linksliberaler  oder  sozialchauvinistischer  Pazifismus
aktuell  erfährt.

Auch wenn wir die Petition nicht unterstützen, so halten wir sie doch für den
momentan lautstärksten Vorstoß aus den Reihen der Friedensbewegung. Die
Versammlung am 25. Februar wird rund um das bittere erste Jubiläum des
russischen Angriffs auf die Ukraine vermutlich die größte jener sein, die sich
gegen  den  Aufrüstungs-  und  Eskalationskurs  der  deutschen  Regierung
stellen wollen. Auch wenn wir Pazifismus als Form bürgerlicher Ideologie
ablehnen,  so ist  der der Massen ein nachvollziehbarer Ansatz angesichts
drohender  Verschärfung  der  Barbarei  und  des  Mangels  an  einer
fortschrittlichen  Perspektive  zu  ihrer  Überwindung.  Aus  diesem  Grund
werden  wir  an  der  Versammlung  teilnehmen,  während  wir  von  den
Organisator:innen  fordern,  sich  vor  Ort  deutlich  von  etwaigen  rechten
Akteur:innen  abzugrenzen  und  diese,  falls  sie  anwesend  sollten,  durch
Ordner:innen aus der Versammlung zu werfen.

Die Petition verzeichnet mittlerweile fast 600.000 Unterstützer:innen (Stand:
22.02.23).  Neben  den  beiden  Init iatorinnen  gibt  es  noch  69
Erstunterzeichner:innen – eine breite Palette, die mit dem Begriff linksliberal
nur verzerrt zusammengefasst werden kann.

Auch  wenn  aufgrund  des  öffentlichen  Drucks  einige  wie  die  ehemalige
Ratsvorsitzende  der  evangelischen  Kirche  (EKD),  Margot  Käßmann,  ihre
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Unterschri f t  zurückgezogen  haben,  so  bleiben  die  meisten
Unterzeichner:innen Wissenschaftler:innen und Kulturschaffende,  die  dem
Spektrum von SPD, Linkspartei und Grünen nahestehen.

Es ist  aber bezeichnend für die politische Ausrichtung der Initiatorinnen
Schwarzer und Wagenknecht, dass einige Prominente aus dem konservativen
und  rechten  Spektrum,  darunter  Erich  Vad,  Brigadegeneral  a.  D.  der
Bundeswehr und von 2006 bis 2013 Militärpolitischer Berater von Angela
Merkel  im  Kanzler:innenamt,  dahinterstehen.  Vad  hat  zudem  in  der
Vergangenheit  vor  rechten  Burschenschaftlern  referiert  und  für  die
rechtspopulistische  Junge  Freiheit  vor  etwa  20  Jahren  geschrieben.

Die  Unterstützer : innenl is te  umfasst  jedoch  n icht  nur  Ex-
Funktionsträger:innen  und  mehr  oder  weniger  bekannten  linke
Persönlichkeiten,  sondern  auch  Repräsentant:innen  der  reformistischen
Arbeiter:innenbewegung  wie  Christof  Ostheimer,  der  ver.di-
Bezirksvorsitzende  Südholsteins,  oder  Michael  Müller,  den
Bundesvorsitzenden  der  sozialdemokratischen  Naturfreunde.  Daneben
natürlich Wagenknecht, die Galionsfigur der Linken, die in den letzten Jahren
der Klassenpolitik den Rücken kehrte und ein linkspopulistisches Programm
für  DIE LINKE zu etablieren versucht.  Und Schwarzer,  eine  bürgerliche
Feministin  der  zweiten  Welle  des  Feminismus,  die  vor  allem  durch
Transfeindlichkeit  in  den  letzten  Jahren  bei  neuen  Generationen  von
Feminist:innen  angeeckt  ist.

Insgesamt handelt es sich um ein volksfrontartiges, klassenübergreifendes
Personenbündnis. Der Aufruf stellt keine Aufforderung zum aktiven Handeln
dar,  sondern  letztlich  nur  den  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  der
Initiator:innen. Aber er hat hunderttausende Unterschriften erhalten, weil
nicht  zuletzt  Millionen  Lohnabhängige  über  die  Militarisierung  und  den
Kriegskurs der Bundesregierung zu Recht beunruhigt sind.

Zum Inhalt
Das  Manifest  selbst  spricht  sich  für  die  sofortige  Einstellung  von
Kriegshandlungen aus. Es droht vor einer latenten Gefahr der Ausweitung



über ihre bisherigen Grenzen bis hin zum Weltkrieg. Der Überfall Russlands
auf die Ukraine und die Notwendigkeit von Solidarität mit ihrer Bevölkerung
wird benannt. Dies bleibt allerdings letztlich ohne konkrete politische Folgen,
weil nirgendwo das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine verteidigt oder als
Ziel eines etwaigen Friedens benannt wird. Nirgendwo wird der Rückzug der
russischen Invasionstruppen aus den seit Februar 2022 eroberten Gebieten
gefordert.

Der  Text  spricht  sich  im  Anschluss  nur  gegen  den  Kriegskurs  der
Bundesregierung  und  des  ukrainischen  Präsidenten  Selenskyj  aus.
Militärstrategisch  sieht  sich  der  Petitionstext  vor  einer  Pattsituation.  So
schreiben die Initiatorinnen: „Die Ukraine kann zwar – unterstützt durch den
Westen – einzelne Schlachten gewinnen. Aber sie kann gegen die größte
Atommacht der Welt keinen Krieg gewinnen.“ Aus dieser Erkenntnis folgt der
Aufruf  an  die  Bundesregierung,  zwischen  den  USA  und  Russland  zu
vermitteln oder auf die europäischen Nachbar:innen einzuwirken. Demnach
soll Olaf Scholz die Waffenlieferungen einstellen und eine „Allianz für einen
Waffenstillstand“ aufbauen.

Die  hier  aufgeworfene  Perspektive  verbleibt  vollständig  innerhalb  des
Horizonts  bürgerlicher  Diplomatie.  Den  Krieg  können  anscheinend  nur
Diplomat:innen  stoppen.  So  heißt  es:  „Wir  Bürgerinnen  und  Bürger
Deutschlands können nicht direkt auf Amerika und Russland oder auf unsere
europäischen Nachbarn einwirken.“ Daher müssten wir „unsere Regierung“
in die Pflicht nehmen und Olaf Scholz zum Anführer einer „Friedensallianz“
krönen.

Doch die „Friedensallianz“, die keine eigenen Klasseninteressen vertritt, gibt
es  nicht  und  kann  es  nicht  geben.  So  wie  die  deutsche  Regierung  mit
Sanktionen und Waffenlieferungen ihre eigenen imperialistischen Interessen
verfolgt, die Ukrainer:innen im Krieg für ihre eigenen geostrategischen und
wirtschaftlichen  Zwecke  unterstützt,  wird  sie  das  natürlich  auch  am
Verhandlungstisch tun – und genauso werden das alle anderen Beteiligten
auf dem Rücken der ukrainischen Bevölkerung versuchen.

Letztlich  soll  der  geforderte  Frieden  dem  deutschen  Interesse  dienen.



Demnach ist der Krieg einer zwischen den USA (im Aufruftext Amerika) und
Russland.  Eine  Beteiligung  oder  genauer  deren  Fortsetzung  entsprächen
nicht den Interessen Deutschlands bzw. denen des deutschen Kapitals. In
diesem Sinne appelliert der Aufruf an die deutsche Bourgeoisie und ihren
Staat, um diese für die Linie der vergangenen Jahrzehnte zurückzugewinnen.
Eben jene konnte den Kriegskurs aber nicht stoppen, weil sie keine oder nur
wenige  Anhänger:innen  unter  der  herrschenden  Klasse  in  Deutschland
besitzt.  Das  kann  sich  natürlich  ändern  –  und  darauf  hoffen  letztlich
Schwarzer und Wagenknecht.

Es ist auch kein Wunder, dass daher Forderungen, die das direkte Interesse
des deutschen Imperialismus auch in der Konkurrenz zu Russland berühren,
außen vor bleiben. So werden weder die Abschaffung der Sanktionen noch
der Stopp der Aufrüstung der Bundeswehr und NATO auch nur erwähnt.
Dabei befeuern die Sanktionen nicht nur die Inflation und Armut hierzulande,
sondern  vor  allem  auch  den  Hunger  und  Not  in  der  Welt.  Ihre
Folgewirkungen  bedrohen  das  Leben  Hunderttausender.

Das 100-Milliarden-Programm, die  europäische Rüstungsinitiative und die
Aufstockung der schnellen NATO-Eingreiftruppe auf 300.000 Soldat:innen
finden sich im Aufruf mit keinem Wort.

Zu diesen Fragen gibt es unter den Initiator:innen entweder keine Einigkeit
oder man möchte konservative Gegner:innen des Ukrainekriegs nicht mit
Abrüstungsforderungen an die deutsche Regierung „abschrecken“. So bleibt
es  beim  allgemeinen  Ruf  nach  Frieden  –  im  deutschen  Interesse.  Der
Sozialpazifismus  wird  als  die  beste  Politik  für  „unseren“  Imperialismus
präsentiert.

Und wie wird darüber gesprochen?
Die öffentliche Kritik am Aufruf lässt sich in zwei Stoßrichtungen einteilen,
wobei die eine die andere erkennbar bestimmt. Einerseits jene, die jedweden
Bruch  mit  der  konfrontativen  Politik  gegenüber  dem  russischen
Imperialismus  als  reaktionär  abstempelt.  Andererseits  jene,  die  dem
ausweicht und die Gefahr der Beteiligung reaktionärer Anhänger:innen über



die  Notwendigkeit  stel lt ,  für  eine  internationalistische  und
klassenkämpferische Ausrichtung der Opposition gegen die Kriegspolitik der
Bundesregierung  zu  kämpfen.  Als  Produkt  kommt  bei  beiden  Kritiken
ähnliches raus: Passivität gegenüber der neuen Orientierung des deutschen
Imperialismus.

Die Petition ist in der Linken, aber vor allem in DIE LINKE, sehr umstritten.
Der  Parteivorstand  der  LINKEN  hat  am  Donnerstag,  dem  16.2,
bekanntgegeben,  den  Protest  zu  unterstützen,  der  sich  für  Frieden  und
Waffenstillstand einsetzt und von rechts abgrenzt – nicht aber die größte
Kundgebung gegen die Bundesregierung. Das Ausbleiben einer Erwähnung
des „Manifest für Frieden“ spricht hier Bände, denn es ist aus den Reihen der
Partei  der  aktuell  bekannteste  Ansatz.  Die  Stellungnahme  stellt
dementsprechend eine indirekte Distanzierung dar, die umgekehrt aber allen
freistellt, doch hinzugehen oder den Aufruf zu unterzeichnen.

Das Manifest ist in seiner Perspektive weder neu noch innovativ. Es vertritt
eine Form bürgerlicher Politik, die mittels eines Appells an den Staat in Form
von Bundesregierung  und  -kanzler  zum Richtungswechsel  in  Fragen  der
Waffenlieferungen und Friedensverhandlungen drängen möchte und die alles
mit  dem Verweis auf deutsche Interessen begründet.  Der Richtungsstreit
wird  im  Militärjargon  als  jener  zwischen  Falken,  den  sogenannten
Hardliner:innen,  und  Tauben,  der  Orientierung  auf  Verhandlungen,
beschrieben.  Die  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung  (FAZ)  formuliert  den
Standpunkt der Hardliner:innen, aber auch ihren Punktsieg in der politischen
Stimmung in Deutschland deutlich, wenn sie die Unterzeichner:innen des
Manifests  „zu  propagandistischen  Helfern  eines  Kriegsverbrechers“
abstempelt.

Dabei greift sie zwar genüsslich wirkliche Schwächen des Aufrufs auf und
dessen  Verharmlosung  des  russischen  Imperialismus,  aber  die  FAZ
unterschlägt dabei natürlich die imperialen Kriegsziele der NATO, der USA
und auch Deutschlands.

https://www.faz.net/aktuell/politik/sahra-wagenknecht-und-alice-schwarzer-manifest-fuer-frieden-18675923.html?premium


Vorwurf der Querfront oder zumindest rechten
Unterwanderung
Der  AfD  Co-Vorsitzende  Tino  Chrupalla  hat  öffentlich  verkündet,  das
Manifest  unterschrieben  zu  haben.  Dies  hat  er  nicht  als  einer  der
Erstunterzeichnenden getan, sondern einfach nur ein Kontaktformular auf
einer  Homepage  unterschrieben.  Chrupalla  und  das  von  Jürgen  Elsässer
geführte, neurechte Magazin Compact riefen darüber hinaus zur Beteiligung
an der Kundgebung am 25. Februar in Berlin auf. Wagenknecht distanzierte
sich im Interview mit  dem SPIEGEL öffentlich davon und untersagte die
Beteiligung  von  AfD  und  anderen  Akteur:innen  der  Rechten.  Oskar
Lafontaine, der ehemalige Mitbegründer der LINKEN und Erstunterzeichner,
riss  diese  Brandmauer  kurz  darauf  erneut  nieder,  indem  er  die
„Gesinnungsprüfung“  oder  Parteibuchkontrolle  bei  Einlass  zur
Demonstration  ausschloss.  Eine  politische  Schmierenkomödie  mit
ungewissem  Ausgang.

Im Aufruf  selbst  wird die  Abgrenzung nach rechts  jedoch nicht  deutlich
formuliert.  Auch  wenn  wir  diese  bereits  im  Petitionstext  für  notwendig
erachtet  hätten,  so fand die Distanzierung schlussendlich doch statt.  Die
konsequente  Fortsetzung  dessen  müsste  eine  eindeutige  Abgrenzung  im
Rahmen  der  Versammlung  und  ein  Rauswurf  öffentlich  bekannter  oder
auftretender rechter Akteur:innen durch Ordner:innen bedeuten. Ob es dazu
kommt, steht in den Sternen.

Die AfD versucht mittels ihrer Kriegsposition, ähnlich wie das Manifest für
Frieden,  eine  alternative  Ausrichtung  für  das  deutsche  Bürger:innentum
anzubieten. In diesem Sinne ist ihr Aufruf zur Unterstützung nachvollziehbar,
aber das hat noch einen zweiten positiven Punkt für die Rechten. Es ist ihren
Akteur:innen vermutlich sehr deutlich klar,  dass ein Mobilisierungsaufruf
ihrerseits  die  Demobilisierung  im  Lager  der  Arbeiter:innenbewegung
befeuern  würde.

Sie würden damit sowohl die Verbitterung im Lager der Initiator:innen und
ihrer  Unterstützer:innen  anspornen,  während  sie  ihre  eigenen
Mobilisierungen  weiterhin  als  die  relativ  stärksten  verkaufen  können.



Notwendig wäre eine klassenkämpferische Position, die die Schwächung des
eigenen Imperialismus, die Beendigung des Krieges durch Klassenkampf ins
Zentrum stellt. Ein solcher Aufruf hätte sich jedoch an den DGB und seine
Mitgliedschaft  richten  sollen,  eine  Verbindung  zu  den  das  Jahr  2023
durchziehenden Arbeitskämpfen gebraucht. Eine solche Perspektive gilt es,
auch in die Tarifauseinandersetzungen zu tragen.

Begrenzter Pazifismus
Laut Unterstützer:innen der Petition in der LINKEN unterstütze weiterhin
eine Mehrheit der Parteimitglieder den Vorstoß. Was jedoch deutlicher zu
erkennen  ist,  ist  die  Kapitulation  der  Partei  angesichts  der  aktuellen
Herausforderungen.  DIE  LINKE  versteht  sich  seit  ihrer  Entstehung  als
Antikriegspartei, eine Position auf dem Sand des Pazifismus gebaut. Beide
Bewegungsrichtungen  (Parteivorstand  und  Regierungssozialist:innen  oder
Wagenknechtlager),  in  die  pazifistische  Politik  angesichts  des  Krieges
taumelnd, zeigen deren Begrenztheit auf. Die Mehrheit des Parteivorstandes
hält  die  Füße  still,  da  sie  schlussendlich  den  Frieden  nur  durch  einen
militärischen Sieg der Ukraine für möglich halten will  und die Rolle der
NATO  herunterspielt.  Der  andere  Teil  sieht  dies  als  unmöglich  an  und
orientiert dementsprechend auf Verhandlungen zwischen jenen Akteur:innen,
die spätestens seit 2014 regelmäßig Öl ins Feuer kippen.

Beide Ansätze verstehen den Krieg als externen Schock, den es zu beseitigen
gilt, um die rechtmäßige (bürgerliche) Ordnung wiederherzustellen. Dabei ist
der  Krieg  dem  Kapitalismus  innerlich.  Er  bietet  eine  Chance,  dessen
Überakkumulationskrisen durch massive Vernichtung von Kapital und Arbeit,
aber  auch  Verdrängung  imperialistischer  Konkurrenz  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung der Welt zu lösen. Sowohl der Fokus der Hardliner:innen als
auch  jener  der  Verhandlungsbefürworter:innen  überlässt  die
Handlungsfähigkeit  den  Herrschenden.  Beide  bieten  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  keine  eigenständige  Handlungsperspektive.

Insgesamt  lehnen  wir  Verhandlungspredigten  ab.  Sie  haben  auf
verschiedenen Ebenen einen passiven Charakter. Erstens erhoffen sie gerade
von  jenen  imperialistischen  Regierungen  einen  „gerechten  Frieden“,  die
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selbst  maßgeblich  den  Krieg  befeuert  haben  und  befeuern.  Zweitens
unterstellen sie den Krieg als etwas Außerordentliches, in dem es nur um
Töten oder getötet Werden geht. Das Zurückholen der jeweiligen Staaten an
den  Verhandlungstisch,  die  den  vorherigen  „friedlichen“  Zustand
wiederherstellen  sollen,  bleibt  die  letzte  waffenlose  Form  der
Vaterlandsverteidigung.

Wer  ist  das  Subjekt  einer
Antikriegsbewegung?
Der Aufruf  für  den 25.  Februar  macht  dies  ganz deutlich.  Die  deutsche
Bevölkerung – also auch die Arbeiter:innenklasse – können ihm zufolge nichts
bewirken. Daher muss Olaf Scholz als Friedensarchitekt ran.

Doch nicht nur die deutsche Bevölkerung taucht als Subjekt nicht auf. In der
Ukraine und in Russland gibt es anscheinend auch nur Herrschende. Die
ukrainischen  Massen,  die  die  Hauptlast  des  Kriegs  tragen  müssen,
erscheinen  nur  als  bedauernswerte  Opfer.  Ihre  eigenen  sozialen  und
demokratischen Rechte und Interessen gibt’s anscheinend nur als Restgröße
der Verhandlungen zwischen Putin und Biden, unter Vermittlung von Scholz
und  Macron.  Die  russische  Arbeiter:innenklasse  und  die  dortige
Antikriegsbewegung  werden  erst  gar  nicht  erwähnt.

Als Revolutionär:innen stellen wir im Kampf gegen diesen Krieg und seine
Folgen den Klassenkampf, die Frontstellung zur herrschenden Klasse und
zum „eigenen“ Imperialismus in den Mittelpunkt. Zugleich solidarisieren wir
uns mit den Arbeiter:innen in der Ukraine und Russland. So haben wir schon
im  Mai  letzten  Jahres  folgende  Vorschläge  für  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung in Deutschland erbracht, die in ihren Grundzügen bis
heute (leider) noch immer Gültigkeit haben:

Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/04/29/krieg-dem-krieg-keinen-cent-fuer-die-imperialistische-politik/
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Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter:innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommenen!
Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger:innenrechte
für alle – finanziert durch den Staat; Integration der Geflüchteten in
den Arbeitsmarkt, Aufnahme in die Gewerkschaften!
Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,
Aufrüstung,  NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!
Gegen  NATO-Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!
Keinen Cent  für  die  imperialistische  Politik,  für  die  Bundeswehr!
Nein zum 100-Milliarden-Programm der Ampelkoalition!
Die Kosten für die Preissteigerung müssen die Herrschenden zahlen!
Enteignung des Energiesektors und anderer Preistreiber:innen unter
Arbe i te r : innenkont ro l l e !  Übernahme  ges t i egener
Lebenshaltungskosten der Arbeiter:innenklasse, der Rentner:innen,
von Erwerbslosen durch Besteuerung des Kapitals! Verstaatlichung
der Rüstungsindustrie und Konversion unter Arbeiter:innenkontrolle!
Politischer  Massenstreik  und  Massendemonstrationen  gegen  jede
direkte NATO-Intervention!

Doch um diese Perspektive zu verbreiten, müssen wir diese auch unter die
Arbeiter:innen tragen – auch unter jene, die vom Pazifismus geprägt sind und
aus diesem Grund den Aufruf unterzeichnet haben bzw. zur Kundgebung
kommen. Für sie erscheint die Verhandlung, ein Mittel zur Beendigung der
Barbarei darzustellen, ohne dabei jedoch die Frage nach deren Ursprung und
Wiederholungspotential aufzuwerfen. In diesem Sinne rufen wir alle linken
und  klassenkämpferischen  Organisationen  dazu  auf,  sich  an  der
Versammlung  zu  beteiligen  und  für  eine  Position  des  Klassenkampfes
einzutreten.



Debattenbeitrag:  Wie  sollten
Revolutionär_Innen  mit  dem
„Manifest  für  Frieden“
umgehen?
Von Felix Ruga, Februar 2023

Treffen sich eine Rassistin und eine Transfeindin und schreiben ein „Manifest
für den Frieden“. Ein Schlechter Witz? Vor knapp 2 Wochen haben Sahra
Wagenknecht  und  Alice  Schwarzer  die  Petition  „Manifest  für  Frieden“
gestartet, inklusive einem etwas seltsamen Video und einer äußerst hitzigen
Debatte, die bis heute anhält. Aber eine Zahl scheint schon mal für sich zu
sprechen: Knappe 600.000 Menschen haben den Aufruf unterschreiben, der
als  zentrale  Forderung  beinhaltet,  den  Krieg  in  der  Ukraine  mittels
Friedensverhandlungen zu beenden und als unmittelbaren Schritt deutsche
Waffenlieferungen einzustellen. Das ist schon eine beeindruckende Zahl, die
unsere Auseinandersetzung damit verlangt, und diese Forderungen sind an
sich auch nicht abzulehnen. Doch bei genauerem Hinsehen eröffnen sich
viele Schwachstellen und die Liste der Unterstützenden zeichnen dabei ein
interessantes Bild.

Neben der Petition gibt es einen Aufruf zu einer Kundgebung am Samstag
nach Berlin unter dem Slogan „Aufstand für Frieden“. Diese wird im zweiten
Teil dieses Beitrags besprochen.

Bürgerlicher Pazifismus
Das  Manifest  wirft  richtigerweise  ein  oft  übersehenes  Problem auf:  Die
Zwangsläufigkeit einer weiteren Eskalation des Ukrainekrieges einschließlich
Weltkriegsgefahr. Sollte dieser Krieg nicht sofort beenden werden, läuft er
Gefahr ein jahrelanger blutiger Abnutzungskrieg zu werden, dessen globales
Eskalationspotenzial sich durch den Einsatz immer brutalerer Waffensysteme
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weiter hochschraubt. Doch daneben ist das Manifest in vielen Punkten zu
kritisieren. Dennoch würden wir hier 3 zentrale Punkte herausgreifen:

1. Der Adressat ist Bundeskanzler Scholz und die einzigen Subjekte sind die
Staatsoberhäupter. Dementsprechend erscheint als die einzige Lösung ein
diplomatisches Abkommen zwischen Imperialist_innen. Nicht nur, dass das
blind gegenüber den imperialistischen Interessen Deutschlands ist und es
innerhalb des Kapitalismus ohnehin nur ein Frieden auf Zeit wäre, bevor die
Konflikte  der  imperialistischen  Blöcke  wieder  ausbrechen.  Sondern  es
schließt auch vollkommen eine mögliche internationale Antikriegsbewegung
aus, die den Frieden erzwingen könnte. Die lohnabhängigen Massen in der
Ukraine, in Russland und in den NATO-Staaten sind für Wagenknecht und
Schwarzer nur Verhandlungsmasse, keine politischen Subjekte. Doch in einer
unabhängigen  defät ist ischen  Posit ion  der  internat ionalen
Arbeiter_innenklasse liegt die eigentliche Perspektive für den dauerhaften
und gerechten Frieden!

2. Der Überfall Russlands und die nötige Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung werden zwar richtigerweise erwähnt, aber es wird weder ein
Rückzug der russischen Truppen gefordert noch das Selbstbestimmungsrecht
der Ukraine als Friedensziel genannt. Der Text bespricht eindimensional nur
die  Ebene  des  möglichen  Weltkriegs,  aber  nicht  die  eines  faktischen
imperialistischen  Angriffskrieges.

3. Spannend ist auch einmal zu schauen, was eigentlich nicht gesagt wird.
Und da  sticht  ein  Fakt  ganz  besonders  ins  Auge:  Es  fällt  kein  einziges
kritisches Wort gegenüber der deutschen Aufrüstungspolitik. Kein einziges
Wort zu den 100 Milliarden Sondervermögen für die Bundeswehr, der für uns
Jugendliche besonders schmerzlichen Debatte um eine Widereinführung der
Wehrpflicht oder die von Scholz proklamierte Zeitenwende. Ein Schelm wer
sich Böses dabei denkt … Wagenknecht und Schwarzer haben diesen Fakt
nicht  einfach  nur  leichtsinnig  vergessen,  sondern  er  ist  ihr  politisches
Programm!  Nicht  nur  in  diesem Punkt,  sondern  auch  in  der  Frage  der
Sanktionen oder der internationalen Solidarität gehört es zu Wagenknechts
linkspopulistischem Konzept Klassenlinien zu verwischen und im Sinne eines
angeblichen Hauptwiderspruchs zwischen „Volk“ und „Elite“ den Standpunkt



des Kleinbürgertums und kleinerer Kapitalfraktionen einzunehmen. In ihrem
Manifest sagt sie ganz klar, dass sie nicht Schaden von der internationalen
Arbeiter_innenklasse, sondern „vom deutschen Volke [ab-] wenden“ möchte.
Die Argumente werden deshalb so formuliert, dass Friedensverhandlungen
dem Interesse des deutschen Imperialismus (aka „das Volk“) entsprächen.
Scholz solle Architekt einer „starken Friedensallianz“ werden. Letztendlich
geht es um eine strategische Umorientierung des deutschen Imperialismus
hin zu mehr Selbstständigkeit von den USA und besseren Beziehungen zu
Russland  und  China.  Diese  Verschiebung  ist  nur  Beratung  der
Unterdrücker_Innen, aber sicherlich nicht im Interesse der arbeitenden und
jugendlichen  Bevölkerung,  weder  Deutschlands,  noch  Europas  noch  der
restlichen Welt.  Wir  müssen stattdessen für  ein  Ende des  Imperialismus
eintreten  und  den  Kampf  gegen  den  bürgerlichen  Staat  für  soziale
Verbesserungen  aufnehmen,  anstatt  ihm  gut  gemeinte  Tipps  zu  geben!

Aus diesen Gründen unterschreiben wir das Manifest nicht! Es zeigt für uns
keine realistische politische Alternative auf,  auch wenn die aufgeworfene
Frage  relevant  ist!  Eine  andere  Frage  ist  die  der  Taktik.  Glauben
Wagenknecht und Schwarzer tatsächlich, dass eine Petition den Kriegskurs
ändert? Wir haben uns anderer Stelle bereits ausführlicher zu Chancen und
Grenzen von Petitionen, Change.org und co. geäußert.

Neben Schwarzer,  die in Fragen von Transrechten und antimuslimischen
Rassismus  offen  rechts  steht,  und  Wagenknecht,  die  sich  dem
Linkspopulismus zugewandt hat, hat sich ein wahrhaftiges Potpourri aus 68
bekannten  linksliberalen  bis  konservativen  Persönlichkeiten  als
Erstunterzeichner_Innen gemeldet. Es drückt tatsächlich ein breites Bündnis
aus.  Als  einfache  Unterzeichnende  haben  sich  neben  vielen  linken
Politiker_Innen  wie  Gysi,  auch  manche  von  rechts  gemeldet.  Besondere
Aufmerksamkeit hat dabei Chrupalla erregt, wovon sich Wagenknecht jedoch
schnell  distanziert  hat.  Auch dass  irgendwelche  Bundeswehrgeneräle  die
Petition  unterschreiben,  überrascht  nicht,  da  es  ja  keine  allgemeine
antimilitaristische  Kritik  an  der  Aufrüstung  des  deutschen  Imperialismus
darstellt, sondern ihm nur eine andere strategische Ausrichtung vorschlägt.
Daneben finden sich unter den Unterzeichner_innen jedoch auch einzelne



Mitglieder linker Parteien und Gewerkschaftsfunktionäre.

Die öffentlichen Reaktionen auf das Manifest sind extrem schnell eskaliert
und gehen weitestgehend in 3 Richtungen: Die einen kritisieren den Aufruf
politisch als „naiv“ bis „verlogen“ und fordern eine weitere Eskalation und
Waffenlieferungen. Die anderen kritisieren die Offenheit nach rechts und die
(mögliche)  Etablierung eine  Querfront,  während man den aufgeworfenen
Fragen meist aus dem Weg geht. Die letzten verteidigen ihre Zustimmung
und die Wichtigkeit des Themas. Diese Zerrissenheit geht auch durch die
Linkspartei selbst.

Aber was ist mit der Kundgebung?
Das  Manifest  steht  unter  dem  tragischen  ersten  Jahrestag  des
Ukrainekrieges, welcher auf den kommenden Freitag fällt. Anlässlich dessen
findet am Samstag in Berlin die Kundgebung „Aufstand für Frieden“ statt, die
gewissermaßen die Versammlung des Manifestes ist. Allseits wird erwartet,
dass  das  die  größte  Friedensaktion  an  diesem Wochenende  wird,  wofür
sowohl  die  große  Zahl  der  Petitionsunterschriften  spricht,  als  auch  die
bundesweite  Anreise  aus  vielen  Städten.  Es  besteht  die  berechtigte
Hoffnung, dass die Mobilisierung von sozialdemokratischen bis bürgerlich-
pazifistischen Kräften dominiert ist. Jedoch müssen wir an dieser Stelle über
den Elefanten im Raum sprechen: Was ist eigentlich mit der Gefahr rechter
Unterwanderung?

Von Seiten der Veranstalter_Innen gibt es keinen Grund, davon auszugehen,
dass jemand von der AfD einen Redebeitrag bekommt und es  wurde im
Aufruf verboten, rechtsextreme Symbolik zu tragen. Wagenknecht selbst hat
auch beteuert, dass bekannte rechte Persönlichkeiten nicht erwünscht seien
und dass man sich von rechts distanziere, aber Lafontaine hat das wieder
dementiert („Alle sind eingeladen“).

Und das  hat  nun  eine  Mobilisierung  in  rechten  Kreisen  losgetreten,  als
einfache  Teilnehmer_Innen  an  der  Kundgebung  teilzunehmen.  Und  es
besteht die berechtige Sorge, dass auch eine relevante Menge auftaucht und
diese sich nicht an das Verbot von rechten Symboliken halten werden. Die



Rechten  wollen  das  Thema  des  Krieges  weiterhin  dominieren  und  die
Vermutung  liegt  nahe,  dass  sie  durch  ihr  offenes  Auftreten  linke  Teile
verscheuchen wollen. Dies hätte ganz einfach verhindert werden können,
indem der Aufruf jeder deutschen Aufrüstung und jedem Kriegseifer eine
Absage erteilt  hätte.  Letztendlich ist  es schwierig zu überprüfen, wessen
Geistes Kind man ist,  wenn man keine rechte Symbolik trägt oder keine
bekannte rechte Persönlichkeit gibt. Aber falls das der Fall ist, fordern wir
die  Ordner_Innen  und  umstehenden  Personen  auf,  diese  rigoros  der
Veranstaltung zu verweisen! Dennoch ist es zum jetzigen Zeitpunkt nicht
absehbar, wie relevant rechte Kräfte auf der Kundgebung sein werden und
wenn es sich nur um Vereinzelte handelt, besteht auch die gute Hoffnung,
dass diese isoliert werden können. Das bleibt aber zum jetzigen Zeitpunkt
noch abzuwarten.

Wie sollten Revolutionär_Innen also damit nun
umgehen?
Trotz  der  Schwächen  des  Aufrufs  und  dem  Risiko  einer  rechten
Unterwanderung würden wir eine offen-kritische Teilnahme an dem Protest
vorschlagen,  um  eine  internationalistische  und  klassenkämpferische
Perspektive hineinzutragen und für Interessierte einen linken Pol zu bilden.
Das Manifest muss ganz klar abgelehnt werden, während gleichzeitig das
sich versammelnde Potenzial  zum Aufbau einer auf die Klasse (nicht das
Volk) gestützten Anti-Kriegsbewegung genutzt werden sollte. Es besteht eine
begründete  Hoffnung,  dass  dort  viele  sozialdemokratische  Menschen
auftauchen werden und diese von so einer Perspektive überzeugbar sind.
Außerdem ist die Frage der kriegerischen Eskalation eine wirklich wichtige,
potentiell  lebensentscheidende Frage unserer Zeit,  worauf unbedingt eine
linke Antwort formuliert  werden muss und wir dafür auch zu den Orten
gehen müssen, an denen sie diskutiert werden. Außerdem ist mit jeder linken
Person das Kräfteverhältnis etwas besser, Rechte von der Kundgebung zu
schmeißen!

Im  nächsten  Schritt  gilt  es  denjenigen  Menschen,  die  sich  aktuell  vom
deutschen Kriegseifer abwenden, eine Perspektive vorzuschlagen, die sich



auf  die  Klasse  und  nicht  auf  den  deutschen  Imperialismus  stützt.  Ein
wichtiger Schritt  dafür ist  es,  sich an den DGB und seine Mitglieder zu
richten.  Zehntausende Menschen befinden sich in Deutschland gerade in
Tarifkämpfen. Lasst uns diese Kämpfe miteinander verbinden.

Wir wollen 100 Milliarden für den öffentlichen Dienst, für die Post
und für unsere Schulen, statt für die Bundeswehr!
Polit ische  Streiks  und  Massendemonstrationen  gegen
Waffenlieferungen, NATO-Truppenverlegungen und Sanktionen sowie
für die Öffnung der Grenzen!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!

Stoppt den Krieg in der Ukraine!
Als  Teil  der  internationalen  Strömung  für  eine  fünfte  kommunistische
Internationale unterstützen wir angesichts des Kriegs in der Ukraine das
folgende Statement der “ Liga für die Fünfte Internationale“:

Die Liga für die Fünfte Internationale verurteilt den Angriff russischer Luft-
und Landstreitkräfte auf die Ukraine sowie die Leugnung ihres Rechts auf
Unabhängigkeit als souveräner Staat durch Wladimir Putin.

Seine  Behauptung,  er  verteidige  die  Interessen  der  russischsprachigen
Bevölkerung in der Ukraine und die Sicherheit  Russlands gegenüber der
NATO, ist ein gigantischer Betrug. Nicht weniger betrügerisch sind jedoch
die  Behauptungen der  NATO-Verbündeten,  sie  würden ausschließlich zur
Verteidigung der Demokratie und der nationalen Souveränität handeln. Wie
Putin  verfolgen  auch  sie  ihre  eigenen  imperialistischen  Interessen.  Kurz
gesagt ,  d ie  Invas ion  in  der  Ukra ine  i s t  in  ers ter  L in ie  e in
zwischenimperialistischer  Konflikt.

https://onesolutionrevolution.de/stoppt-den-krieg-in-der-ukraine/


Putins  brutales  Vorgehen  steht  im  Einklang  mit  dem  Vorgehen  der
russischen Streitkräfte in Syrien zur Stabilisierung des mörderischen Assad-
Regimes sowie der Ermordung von Oppositionellen und der Unterdrückung
von Massenprotesten im eigenen Land und seiner Förderung rechtsextremer
Parteien und autoritärer Regierungen in der EU. Kurz gesagt, es sind die
Aktionen  einer  imperialistischen  Macht,  die  im  Konflikt  mit  den
imperialistischen  Mächten  USA  und  EU  steht.

Wir verurteilen auch die Rolle der NATO bei der Förderung dieser Krise,
deren  Wurzeln  in  der  Erhaltung  und  Ausweitung  dieses  Bündnisses  des
Kalten Krieges nach dem Zusammenbruch der UdSSR und ihrem Vordringen
bis an die Grenzen der Russischen Föderation unter Verletzung wiederholter
mündlicher  Zusicherungen  an  die  aufeinanderfolgenden  russischen
Präsidenten  liegen.

Darüber  hinaus  griff  sie  in  die  ursprünglich  legitimen  demokratischen
Volksbewegungen  gegen  die  korrupten  Oligarchenregime  in  den
verbleibenden Staaten des „nahen Auslands“ der Russischen Föderation ein.
Ziel war es, die prorussischen durch antirussische Regime zu ersetzen, indem
man sie in die sogenannten farbigen Revolutionen verwandelte. Dies musste
früher  oder  später  zu  einem  Rückschlag  des  russischen  Imperialismus
führen, sobald er sich stark genug fühlte.

Dies  war  die  Strategie  aller  mit  den  USA verbündeten  imperialistischen
Großmächte. Washingtons Politik der Ablehnung der russischen Forderungen
nach einer Garantie, dass die Ukraine nicht der NATO beitritt, zielte jedoch
auch auf die Bestrebungen Frankreichs und Deutschlands ab, eine größere
wirtschaftliche  und  militärische  Autonomie  von  der  transatlantischen
Supermacht zu erlangen. Sie sind nun die großen Verlierer:innen, da ihre
diplomatische Lösung zunichtegemacht wurde und Deutschland gezwungen
ist, die Inbetriebnahme der Nordstream-2-Gaspipeline auszusetzen.

Das Ziel bestand darin, sie innerhalb der NATO, die selbst ein als Schutz
verherrlichtes amerikanisches Spektakel ist, unterzuordnen und zu zwingen,
den von Washington diktierten und durchgesetzten Sanktionen zuzustimmen,
wie ruinös dies auch für ihre eigenen Volkswirtschaften wäre.



Dass der NATO-Imperialismus dies unter der Flagge der Demokratie, der
Menschenrechte und der Selbstbestimmung der Völker tut, war und ist eine
grausame Täuschung. Eine solche stellt auch die Behauptung der Ukraine
dar, sie verteidige lediglich ihr Recht auf Selbstbestimmung, denn seit 2014
kämpft sie dafür, den östlichen Regionen des Landes (und der Krim) das
gleiche Recht zu verweigern, einschließlich des Rechts, ihre eigene Sprache
zu verwenden und frei zu entscheiden, ob sie innerhalb der Grenzen eines
Staates leben wollen oder nicht,  der durch die Akzeptanz einer ethnisch
westukrainischen nationalen Identität definiert ist.

Putins chauvinistisches Abenteuer hat US-Präsident Joe Biden und seinen
NATO-Verbündeten den perfekten Vorwand geliefert, um die Hysterie des
Kalten Krieges zu verstärken und die unverfrorenen sozialimperialistischen
Kräfte innerhalb der weltweiten Arbeiter:innenbewegung zu ermutigen, sei
es  in  den  soz ia ldemokrat ischen  und  Labourparte ien  oder
Gewerkschaftsbewegungen.

Ebenso  sind  alle  Kräfte  aus  der  stalinistischen  Tradition,  die  Putins
Handlungen  entschuldigen  und  seine  Forderungen  nach  einer
„Einflusssphäre“  oder  einer  „Sicherheitszone“  rechtfertigen,  weit  davon
entfernt, eine Politik zu verfolgen, die auf Internationalismus und Opposition
gegen jeglichen Imperialismus beruht. Zu glauben, dass der Feind unseres
Feindes unser Freund sein muss, ist der Gipfel der Torheit. In Wirklichkeit
sind unsere einzigen Verbündeten die Arbeiter:innen in allen Ländern, die
ihre eigenen Herrscher:innen bekämpfen und die Hand der Solidarität über
die Frontlinien des Konflikts hinweg ausstrecken.

Der chinesische Imperialismus steht als globaler wirtschaftlicher und damit
letztlich auch militärischer Rivale der USA wirtschaftlich mehrere Kategorien
über Russland. Obamas, Trumps und Bidens Schwenk nach Asien und ihr
„Putin ist  der neue Hitler“-Narrativ in Europa haben China unweigerlich
näher an Russland herangeführt. Dies ist jedoch nicht auf Xi Jinpings und
Putins Herausforderungen für „unsere Werte“ zurückzuführen, sondern auf
ihre  wirtschaftliche  und  geostrategische  Rivalität  mit  den  USA.  Pekings
brutale  und rassistische Verfolgung der  Uigur:innen in  Xinjiang und der
Demokratieaktivist:innen in Hongkong ist eine Warnung, dass China es nicht



zulassen  wird,  von  den  USA  isoliert  oder  auf  Sparflamme  gehalten  zu
werden.

Aus  all  diesen  Gründen  müssen  die  Arbeiter:innenklasse  und  die
fortschrittliche Bewegung in der ganzen Welt davon abgehalten werden, in
diesem zwischenimperialistischen Konflikt Partei für eine Seite zu ergreifen.
In  den  alten  imperialistischen  Kernländern  ist  die  Behauptung,  die
Demokratie zu verteidigen, lediglich ein zynischer Trick,  um das „Recht“
dieser  Staaten  zu  verteidigen,  die  Welt  auszuplündern.  In  Russland  und
China ist es ein Schritt zur Ablösung der alten Imperialist:innen und zur
Unterwerfung  der  großen  Mehrheit  der  Menschheit  unter  neue
Machthaber:innen, die es neuen Milliardär:innen ermöglichen, auf Kosten
ihrer eigenen Arbeiter:innen und der verarmten Mehrheit der Menschheit zu
gedeihen.

Wesentlich für eine korrekte Haltung in dieser Frage ist Karl Liebknechts
Losung aus dem Ersten Imperialistischen Krieg: Der Hauptfeind steht im
eigenen Land, was für die USA, ihre NATO-Verbündeten sowie für Russland
und China gleichermaßen gilt.

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!

Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter:innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber:innen zu stoppen, solange
die Aggression andauert!
Abzug  aller  NATO-Berater:innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!
Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!



Stoppt den Marsch über einen neuen Kalten Krieg in Richtung eines
globalen zwischenimperialistischen Krieges!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und
wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
Für  einen  internationalen  Zusammenschluss  von  Parteien  der
Arbeiter:innenklasse, die gegen Kapitalismus und Imperialismus und
für den Sozialismus kämpfen – eine Fünfte Internationale, die die
fortschrittliche Arbeit der ersten vier Internationalen fortsetzt.


